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Ich rufe den Zusatzpunkt 1 unserer Tagesordnung auf:

Vereinbarte Debatte
zum Hilfsantrag Portugals

Hierzu liegen ein Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP sowie ein Entschließungs-
antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache 90 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält zunächst
der Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang Schäuble.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister der Finan-
zen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die ge-
schäftsführende portugiesische Regierung hat sich An-
fang April angesichts fortgesetzten Vertrauensverlustes
und sich massiv verschlechternder Refinanzierungsbe-
dingungen an den Finanzmärkten gezwungen gesehen,
internationale Finanzhilfen zu beantragen. Die Verhand-
lungsführer der Europäischen Kommission, der Europäi-
schen Zentralbank und des Internationalen Währungs-
fonds, die daraufhin nach dem vorgesehenen vereinbarten
Mechanismus die entsprechenden Prüfungen vorgenom-
men und Verhandlungen mit der portugiesischen Regie-
rung geführt haben, sind zwischenzeitlich zu der
Einschätzung gekommen, dass die Tragfähigkeit der por-
tugiesischen Staatsverschuldung durch ein striktes
finanz- und wirtschaftspolitisches Reformprogramm
wiederhergestellt werden kann. Wir sollten den portugie-
sischen Bürgerinnen und Bürgern diese Chance nicht ver-
wehren.

Neben der geschäftsführenden portugiesischen Regie-
rung haben sich auch die beiden größten Oppositionspar-
teien auf die Ziele dieses finanz- und wirtschaftspoliti-
schen Programms verpflichtet. Das ist wichtig; denn es
kann keine Finanzhilfen auf der Basis unverbindlicher
Zusagen geben. Im Übrigen wird jedes Programm seine
Ziele nur erreichen, wenn die Bevölkerung des betref-
fenden Landes den Weg mitgeht, wenn sie sieht, dass der
Weg notwendig und richtig ist – zu einer nachhaltigen
Wiederherstellung der portugiesischen Staatsfinanzen
und der dauerhaften Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit
Portugals. Das ist der Weg, der Portugal eine Zukunfts-
perspektive eröffnet. Es handelt sich um ein ehrgeiziges
Maßnahmenpaket, über das die europäischen Finanz-
minister am Montag und Dienstag der kommenden Wo-
che zu beraten und zu befinden haben. Wir haben uns
gestern um das notwendige Einvernehmen mit dem
Haushaltsausschuss bemüht und geben dem Bundestag
heute, wie es die gesetzliche Regelung vorsieht, Gele-
genheit zur Stellungnahme.

Das Maßnahmenpaket ist ehrgeizig, aber auch mach-
bar. Die portugiesische Regierung hat im Übrigen in den
vergangenen Monaten schon erhebliche Konsolidie-
rungsanstrengungen unternommen und hat sich ver-
pflichtet, weitere Maßnahmen in einer Größenordnung
von 5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes zur Reduzie-
rung des Defizits in Kraft zu setzen: Es sollen Gehälter
im öffentlichen Dienst sowie Renten jenseits eines Min-
destbetrags für die sozial Schwächeren gekürzt oder
zusätzlich besteuert werden. Die Beschäftigung im öffent-
lichen Dienst soll um jährlich 1 bis 2 Prozent zurückge-
führt werden. Im Gesundheitssystem sollen 550 Millionen
Euro eingespart werden. Die Transfers an nachgeordnete
Ebenen sollen gekürzt werden. Die öffentlichen Unter-
nehmen kommen – das scheint mir besonders wichtig –
auf den Prüfstand; sie müssen ihre Kosten um 15 Prozent
reduzieren. Die Effizienz der Verwaltung soll gesteigert
und die Haushaltskontrolle intensiviert werden. Der An-
wendungsbereich ermäßigter Mehrwertsteuersätze wird
reduziert, und Ausnahmen von der Körperschaft- und
Einkommensteuer werden abgebaut. Verbrauchsteuern
wie etwa die Tabaksteuer und auch die Immobiliensteuer
sollen erhöht werden. Durch Privatisierungen sollen bis
zum Ende des Programms zusätzlich 5,5 Milliarden
Euro aufgebracht werden.

Ich nenne diese einzelnen Punkte, damit man ein Ge-
fühl dafür bekommt, dass es sich wirklich um ein durch
konkrete Maßnahmen unterlegtes und deswegen als trag-
fähig zu beurteilendes Programm handelt.

Aber Schwerpunkt des Programms sind Strukturrefor-
men für die Wirtschaft. Denn das eigentliche Problem
Portugals ist seit vielen Jahren, dass die Wachstumszah-
len der portugiesischen Wirtschaft und die Wettbewerbs-
fähigkeit ungenügend sind. Portugal hat seit 2000, also
seit über zehn Jahren, ein durchschnittliches Wachstum
von nicht mehr als 1 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.
Das hat zu einem hohen Leistungsbilanzdefizit geführt. Die
Nettoauslandsverschuldung Portugals liegt bei 110 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts. Der private Sektor ist mit
260 Prozent des Bruttoinlandsprodukts hoch verschul-
det. Die öffentliche Verschuldung ist nicht so hoch wie
in anderen europäischen Mitgliedsländern.

Um mehr Wachstum zu ermöglichen, müssen die Ar-
beitsmärkte flexibilisiert werden. Vor allen Dingen junge
Menschen brauchen eine bessere Beschäftigungsper-
spektive. Deswegen hat die portugiesische Regierung
eine Reihe von Maßnahmen vorgesehen, um zu einer
größeren Effizienz, einer stärkeren Beschäftigung und
einer größeren Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt zu
kommen.

Auf der Grundlage dieses Programms ist es vertretbar
und richtig, Finanzhilfen bis zu 78 Milliarden Euro zur
Verfügung zu stellen, um Portugal den Weg zu den
Finanzmärkten in einer angemessenen Zeit wieder zu er-
möglichen. Der Internationale Währungsfonds wird sich
mit einem Drittel daran beteiligen; die anderen zwei
Drittel müssen vom EFSF, also der Gemeinschaft der
Euro-Länder, und dem EFSM, dem Fonds der 27 Mit-
gliedsländer der Europäischen Union, getragen werden,
wobei die Aufteilung der zwei Drittel zwischen den bei-
den Fonds am Montag noch im Einzelnen abschließend
behandelt werden muss. Das ist noch nicht im Letzten
geklärt.

Ich glaube, dass wir vorschlagen können, dass wir
– unter den noch zu vereinbarenden Bedingungen – die-
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sem Programm, diesen Vorschlägen zustimmen. Ich bitte
um die Stellungnahme des Deutschen Bundestags dazu.

Meine verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Situation Portugals zeigt erneut,
wie ernst wir die Gefahr von Ansteckungseffekten in der
Euro-Zone nehmen müssen. Portugal ist weniger stark
verschuldet als andere Euro-Staaten. Portugal hat nicht
– um ein weiteres Problem zu nennen – wie Irland einen
weit überdimensionierten Bankensektor. Dennoch ist es
aus den genannten Gründen zu einer dramatischen Ver-
schlechterung der Refinanzierungsbedingungen gekom-
men. Das zeigt, wie wichtig eine verstärkte, frühzeitige
wirtschaftliche Überwachung potenzieller Krisenstaaten
und die Umsetzung von Strukturreformen in der Euro-
Zone insgesamt sind.

Deswegen ist es gut, dass wir im vergangenen Jahr in
der Europäischen Union die Stärkung des Stabilitäts-
und Wachstumspakts beschlossen haben, dass wir mit
den makroökonomischen Überwachungsverfahren nicht
nur die Haushaltsentwicklung beobachten, sondern auch
ein stärkeres Augenmerk auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung richten, dass wir mit dem Euro-Plus-Pakt für
mehr Wettbewerbsfähigkeit Möglichkeiten gefunden ha-
ben, die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit aller Mit-
gliedsländer zu verbessern.

All das wird seine Wirkung nicht über Nacht zeigen.
Wir haben es mit Problemen zu tun – es sind mehr Pro-
bleme, als wir vor einem Jahr gehofft haben –, die ihre
Ursachen im Grunde in Fehlern der Vergangenheit ha-
ben, mit denen wir aber umgehen müssen, weil wir in
unserem ureigensten – auch deutschen – Interesse die
wirtschaftliche und politische Integration Europas ver-
teidigen und die Leistungsfähigkeit und Nachhaltigkeit
der Europäischen Währungsunion gewährleisten müs-
sen. Wir müssen in diesem Zusammenhang uns und un-
sere Mitbürgerinnen und Mitbürger wieder und wieder
daran erinnern, dass wir von der wirtschaftlichen Inte-
gration und der europäischen Währungsgemeinschaft
große wirtschaftliche und soziale Vorteile haben.

Wir hätten die Finanz- und Bankenkrise des Jahres
2008 nicht annähernd so gut überstanden – die Folgen
wie der Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um
4,7 Prozent waren schwer genug –, wenn wir nicht die
Europäische Währungsunion gehabt hätten. Fast zwei
Drittel unserer Exporte gehen in andere europäische
Länder. Ohne die gemeinsame Währung hätten wir
starke Aufwertungstendenzen gehabt. Ohne die Europäi-
sche Währungsunion hätten wir nicht die gute Ent-
wicklung des Arbeitsmarkts, der Wirtschaft und – die
Ergebnisse der Steuerschätzung werden heute bekannt
gegeben – der öffentlichen Finanzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen gehen wir diesen Weg, auch wenn schwie-
rige Entscheidungen erforderlich sind, die keinem leicht-
fallen und bei denen wir die Aufgabe haben, sie immer
wieder gegenüber unseren Mitbürgerinnen und Mitbür-
gern zu begründen. Denn die europäische Einigung wird
am Ende nur gelingen, wenn wir die Mitbürgerinnen und
Mitbürger wieder und wieder von der Richtigkeit und
Verantwortlichkeit unserer Entscheidungen überzeugen.
Wir handeln im besten Interesse aller Europäer und vor
allen Dingen aller Deutschen; denn wir haben in mehr
als einem halben Jahrhundert nicht weniger als andere
politisch und wirtschaftlich von der europäischen Eini-
gung profitiert. Wir tun das Beste für die Zukunft unse-
rer Kinder und nachfolgender Generationen, wenn wir
die europäische Einigung auch für die Zukunft leistungs-
fähig und nachhaltig halten. In Zeiten der Globalisierung
kann keiner von uns in Europa seinen Interessen gerecht
werden, ohne dass wir in Europa zu gemeinsamen politi-
schen, finanziellen und wirtschaftlichen Entscheidun-
gen fähig sind und so unsere Interessen in der Welt
wahrnehmen; daran müssen wir uns erinnern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das gilt auch für Griechenland. Natürlich weiß ich,
dass die vielen Meldungen, die Entwicklung der Zins-
sätze an den Finanzmärkten und all diese Dinge für er-
hebliche Beunruhigung sorgen. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, damit es ganz klar ist: Wir haben mit Grie-
chenland vor etwas mehr als einem Jahr eine Kreditver-
einbarung getroffen. Die Kredite werden in vierteljährli-
chen Raten ausbezahlt. Die Grundlage jeder Auszahlung
sind vierteljährliche Berichte des Internationalen Wäh-
rungsfonds, IWF, der Europäischen Zentralbank und der
Europäischen Union dazu, ob sich das Programm verein-
barungsgemäß weiterentwickelt. Diese Berichte sind Vo-
raussetzung für jede Entscheidung. Den letzten Bericht
gab es im März. Angesichts wachsender Gerüchte auf
den Finanzmärkten darüber, dass die Situation kritischer
wird, habe ich schon im April gesagt, dass wir uns den
nächsten Bericht im Juni besonders sorgfältig anschauen
werden. Denn wir werden keine unverantwortlichen Ent-
scheidungen treffen, aber wir können unsere Entschei-
dungen nur auf der Grundlage klarer Analysen treffen.
Der nächste Bericht des IWF, der EZB und der Europäi-
schen Kommission über die Entwicklung in Griechen-
land steht im Juni an. Auf der Grundlage dessen werden
wir entscheiden.

Wenn sich herausstellen sollte, dass Griechenland nicht
in dem zeitlichen Rhythmus, wie es in den vergangenen
Jahren zugrunde gelegt wurde, an die Finanzmärkte zu-
rückkehren kann, dann muss darüber gesprochen werden,
welche zusätzlichen Maßnahmen insbesondere Grie-
chenland ergreifen kann und was zusätzlich getan wer-
den kann, um dieses Problem zu lösen. Ohne klare Kon-
ditionen werden wir keine zusätzlichen Maßnahmen
beschließen können. Denn alles andere würde Zweifel
an der Verlässlichkeit dessen hervorrufen, was wir heute
und in der nächsten Woche auch im Hinblick auf Portu-
gal zu entscheiden haben. Nur Verlässlichkeit kann die
Grundlage für verantwortliche Entscheidungen sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich möchte eine zweite Bemerkung machen. Wir wer-
den ständig gewarnt, wir mögen bei jeder Überlegung
dahin gehend, dass auch der private Sektor an den Kos-
ten für irgendwelche Maßnahmen beteiligt werden
könne, auf die Reaktion der Finanzmärkte achten. Das
ist richtig. Wir sind in die Finanzmärkte eingebunden.
Wir haben ein Interesse an funktionierenden Finanz-
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märkten und ein Interesse daran, dass das Vertrauen der
internationalen Finanzmärkte in Europa erhalten bleibt.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Wir haben 
das Primat der Politik!)

Auch der Bund muss sich in diesem Jahr in einer Grö-
ßenordnung von weit über 300 Milliarden Euro an den
Finanzmärkten refinanzieren. Das Vertrauen der Finanz-
märkte ist eine Conditio sine qua non. Aber Vertrauen in
die Nachhaltigkeit unserer wirtschaftlichen Ordnung
setzt auch voraus, dass nicht die Gewinnchancen bei den
Investoren und die Risiken beim Steuerzahler liegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen brauchen wir Regelungen, die das Ver-
trauen nicht gefährden. Diese haben die Bundeskanzle-
rin und die Bundesregierung im Europäischen Rat
durchgesetzt. An den Regelungen, die im Rahmen des
Vertrages über den Europäischen Stabilisierungsmecha-
nismus im Einzelnen ausgehandelt werden, wird die
Bundesregierung festhalten. Sie sind am Ende Voraus-
setzung nicht nur dafür, dass wir Entscheidungen treffen
können, sondern auch dafür, dass wir das Vertrauen der
Menschen überall in Europa, auch in unserem Land, in
die Fairness und die soziale Vertretbarkeit der von uns zu
treffenden Entscheidungen erhalten können.

Es kann nicht sein, dass es auf Dauer eine derart klare
Trennung von Chancen und Risiken gibt. Deswegen
müssen wir diesen Weg gehen.

Wir werden auch im Hinblick auf Griechenland und
den Europäischen Stabilisierungsmechanismus darauf
achten. Wir werden das, was wir im Deutschen Bundes-
tag beschlossen haben, in Europa gemeinsam vertreten.
Wir sind in Europa nicht allein. Aber wir werden unsere
Verantwortung wahrnehmen. Meine Bitte, mein Appell
an uns alle ist: Lassen Sie uns unserer Verantwortung ge-
recht werden! Aber lassen Sie uns nie vergessen, dass
unsere Verantwortung vor allen Dingen auch darin liegt,
dass wir die Nachhaltigkeit der europäischen Einigung
wirtschaftlich und politisch nicht gefährden. Das ist das
Wichtigste, was wir im Interesse unserer Zukunft zu leis-
ten haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Dr. Frank-Walter

Steinmeier für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Frank-Walter Steinmeier (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Herr Schäuble, Ihnen nehmen wir Ihre uneinge-
schränkte europäische Überzeugung ohne Zweifel ab.
Aber Ihr Problem ist doch in Wahrheit, dass Ihre eigenen
Truppen aus dem Regierungslager täglich anders funken,
nicht nur der Koalitionspartner, sondern auch das ge-
samte Regierungslager.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ist nicht die ganze Wahrheit, dass die Bundeskanzle-
rin und der Außenminister auch hier im Parlament stän-
dig mit ängstlichem Blick auf die Innenpolitik und die
innere Lage der Koalitionsparteien schauen, anstatt sich
offen ihrer Verantwortung zu stellen?

(Beifall bei der SPD)

Mit anderen Worten: Die große Angst dieser Regierung
hat einen Namen, und dieser Name ist Europa. Das war
vor den Wahlen in Nordrhein-Westfalen so – ich erinnere
Sie daran –, das war vor dem letzten Sommer so, das war
vor den Wahlen in Baden-Württemberg so und nach den
Märzbeschlüssen im Europäischen Rat. Im Zusammen-
hang mit dem künftigen Rettungsschirm haben Sie sich
wieder vor der Debatte im Bundestag gedrückt und ge-
hofft, dass man die parlamentarische Beratung möglichst
weit in den Herbst hinein schieben kann. Ich sage Ihnen:
So kann man mit dem Parlament nicht umgehen, und so
kann man auch mit europäischer Verantwortung nicht
umgehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Bundeskanzlerin, Herr Finanzminister, das sage
ich auch deshalb, weil sich nach meiner Erinnerung die-
ses Parlament der europäischen Verantwortung nie ent-
zogen hat. Die ganze Wahrheit ist doch: Nicht das Parla-
ment ist der Regierung jemals in den Arm gefallen,
wenn Deutschland in der europäischen Pflicht war, son-
dern es sind Ihre eigenen Leute, derer Sie sich nicht si-
cher sind und vor denen Sie Angst haben. Das ist doch
der Grund dafür, weshalb wir uns seit Wochen und Mo-
naten ein, wie ich jedenfalls finde, ganz und gar unwür-
diges Schauspiel miteinander liefern.

Herr Finanzminister, Sie enthalten uns wichtige Bera-
tungsunterlagen vor. Was im Nachbarland Österreich
selbstverständlich ist, nämlich die Vorlage des Textes
des Vertrages zum europäischen Stabilisierungsmecha-
nismus, das soll offenbar hier in Deutschland nicht gel-
ten. Ich könnte auch zugespitzt sagen: Der Spiegel kennt
Ihre geheimsten Termine im europäischen Ausland; aber
dieses Parlament darf nicht wissen, welche Verträge
Deutschland schließt. Das kann nicht sein. Das ist auch
eine Frage der Selbstachtung dieses Hauses.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir können uns jetzt einmal fragen: Was hat es ei-
gentlich gebracht, dass wir mehrfach nicht zur richtigen
Zeit im Deutschen Bundestag offen und ehrlich mitei-
nander gestritten haben, sondern immer wieder versucht
worden ist, die notwendigen Debatten hinauszuschie-
ben? Wenn wir zurückschauen, sehen wir doch, dass wir
in den letzten anderthalb Jahren jedes Mal von der Wirk-
lichkeit eingeholt worden sind. Wenn Sie so wollen, hat
am Ende auch die Unerbittlichkeit der Märkte dafür ge-
sorgt, dass Ihr Handeln gekennzeichnet wird als das, was
es ist, nämlich als mutloses Herumdoktern an Sympto-
men, immer zu spät, nie vor der realen Entwicklung,
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sondern immer hinterherhinkend und meistens getrieben
von anderen. Ich sage Ihnen: Europa erwartet anderes
von Deutschland und anderes von dieser Regierung.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ja nicht nur die böse Opposition, Frau Merkel,
die hier im Bundestag gelegentlich sagt und auch heute
wieder sagen muss, dass mit Blick auf die letzten 10 bis
15 Jahre das Ansehen Deutschlands und der deutschen
Regierung in Europa auf dem Tiefpunkt angekommen
ist. Das finden Sie auch, wenn Sie sich einmal die Zei-
tungen aus der letzten Zeit anschauen. Der Altmeister
der deutschen Außenpolitik, Hans-Dietrich Genscher,
beschreibt im Tagesspiegel nach Analyse der Lage – ich
finde, das ist ein Artikel, der für Sie in der FDP hochbri-
sant ist –:

Von Deutschland ist jetzt eine aktive Rolle gefor-
dert und Handlungsfähigkeit der Regierung.

Was heißt das mit anderen Worten? Es ist doch auch
seine Analyse, dass diese Bundesregierung und die sie
tragenden Parteien für alles Mögliche stehen – für Streit,
für populistische Anwandlungen –; aber sie stehen eben
nach Genschers Ansicht ganz offenbar für eines nicht:
für eine aktive Rolle in Europa und für handlungsfähige
Politik. Diese Analyse teile ich, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es ist nicht so, dass ich nur Häme empfinde. Ich weiß,
dass das ein schwieriger Parteitag für Sie wird. Aber
deshalb schauen wir alle natürlich genau hin, was im
Vorfeld des Parteitages geäußert wird.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Thema ver-
fehlt!)

Ich sehe – und nicht nur ich – Anträge etwa aus dem
Landesverband Hessen, in denen der Bundestagsfraktion
und den Aktiven im Kabinett vorgeworfen wird, sie hät-
ten die Europäische Union in eine Transferunion umge-
wandelt und so gegen fundamentale liberale Überzeu-
gungen verstoßen. Vom hessischen Landesverband
werden Sie aufgefordert, die Einführung einer europäi-
schen Finanztransaktionsteuer kategorisch abzulehnen.
Ich sage Ihnen: Sie gehen hier einen gefährlichen Weg.
Wenn es ein Thema gibt, das sich aus meiner, aus unse-
rer Sicht für Populismus nicht eignet, und bisher war das
unsere gemeinsame Überzeugung,

(Joachim Poß [SPD]: Sehr wahr!)

dann ist das die Europapolitik. Bei diesem Thema brau-
chen wir klare Linien und Verlässlichkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich habe im vergangenen Jahr gemeinsam mit Peer
Steinbrück einen Vorschlag veröffentlicht – wir haben
ihn nicht zurückgehalten –, wie ein europäisches Gesamt-
konzept in der gegenwärtigen Finanzkrise und in der
Krise der Europäischen Währungsunion aussehen
könnte. Wir haben gesagt: Das funktioniert nur dann,
wenn Deutschland bereit ist, in einer solchen Situation
eine Führungsrolle zu übernehmen. Sie wollten das da-
mals nicht hören. Sie haben im Dezember des vergange-
nen Jahres gesagt, so schlimm werde das alles nicht
kommen und wir sollten aufhören, den Teufel an die
Wand zu malen. Ich erinnere mich noch sehr genau an
die erregten Zurufe, die es in diesem Parlament aus dem
Regierungslager, auch von der Regierungsbank gegeben
hat, als ich gesagt habe: Wir dürfen nicht zulassen, dass
die EZB zur Bad Bank Europas wird.

Wie sieht das heute, gut ein halbes Jahr später, aus?
Für fast 80 Milliarden Euro hat die EZB am Sekundär-
markt Staatsanleihen gekauft. Vermutlich liegen ebenso
viele riskante Bankanleihen im Depot. Der Nachfolger
von Herrn Trichet wird ein verdammt schwieriges Erbe
antreten. Warum? Weil die europäischen Regierungen,
auch die deutsche, nicht den Mut hatten, nach einem ver-
nünftigen und mutigen Gesamtkonzept zu handeln. Das
ist der Grund.

(Beifall bei der SPD)

Peer Steinbrück und ich haben damals gewusst, dass
unser Vorschlag nicht besonders populär war und in der
deutschen Öffentlichkeit und bei den Medien nicht nur
auf Zustimmung stoßen würde. Aber wir haben gesagt:
Wir werden so etwas brauchen wie einen intelligenten
Haircut; wir werden so etwas brauchen wie einen perma-
nenten Rettungsschirm; und wir werden, wenn es uns
gelingt, die europäischen Wirtschaftspolitiken mit einer
gemeinsamen europäischen Wirtschaftsregierung stärker
zusammenzuführen, auch den Weg für eine limitierte
Zulassung von Euro-Bonds freimachen müssen. „Wir
wollen das nicht!“, haben Sie damals gerufen. In allen
Punkten sind Sie sechs Monate später von der Realität
eingeholt worden. Natürlich haben wir inzwischen eine
Spielart der Transferunion, auch wenn sie nicht so hei-
ßen darf. Natürlich haben wir in Zukunft eine Art euro-
päischer Anleihen; nur Euro-Bonds dürfen sie nicht ge-
nannt werden. Natürlich wird es am Ende auch
Umschuldungen und Haircuts geben müssen und geben.
Die Frage ist nur: Wie werden sie ausgestaltet, und wann
werden sie kommen? Warten wir, bis alle privaten Gläu-
biger aus dem Schneider sind, oder gelingt es uns noch
vorher, private Banken und Versicherungen in Mithaf-
tung zu nehmen? Alle in Europa wissen das, nur die Re-
gierung verhält sich wie die drei chinesischen Affen:
nichts sagen, nichts sehen, nichts hören. So geht das
nicht.

(Beifall bei der SPD)

Statt zu sagen, was ist, hat sich so eine Art Orwell’scher
Neusprech durchgesetzt. Wir haben eine Transferunion, die
nicht so heißen darf, Euro-Bonds, die keine sind, und am
Ende werden Sie den Haircut, der kommen wird, als sanfte
Rasur verkaufen. Man kann das so machen; das bestreite ich
nicht. Man kann damit eine Koalition wie diese vielleicht
eine Zeit lang über die Runden retten. Aber man muss wis-
sen, was dabei auf der Strecke bleibt: die eigene Glaubwür-
digkeit auf jeden Fall, aber auch – und das ist schlimmer –
die Zustimmung zu diesem großen europäischen Projekt, an
dem wir Interesse haben sollten. Ich hätte vor einem, vor an-
derthalb Jahren noch jeden für verrückt erklärt, der gesagt
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hätte: Das gemeinsame europäische Projekt kann irgend-
wann einmal in Gefahr geraten. – Inzwischen bin ich mir
nicht mehr so sicher. Dabei muss uns doch bewusst sein:
Ohne Europa und ohne die europäische Integration wäre
die Geschichte dieses Landes anders verlaufen. Wir wol-
len und wir brauchen dieses Europa. Das sage ich, obwohl
ich weiß, dass es zuhauf Defizite und Unzulänglichkeiten
gibt. Aber wir dürfen dieses Europa nicht den Stimmun-
gen, nicht den Stammtischen, nicht dem Boulevard über-
lassen. Es ist unsere Aufgabe, die Ärmel hochzukrem-
peln, rauszugehen und dafür zu kämpfen. Wir dürfen
nicht zulassen, dass erodiert, was von Generationen vor
uns aufgebaut worden ist.

Lassen Sie uns hier offen und ohne Orwell’schen
Neusprech über Europa debattieren, auch darüber, was
uns dieses Europa wert ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind für europäische Solidarität, und wir sind für die
Hilfen für Portugal samt dem Paket. Dazu stehen wir.
Aber ich sage Ihnen voraus: Die Zustimmung der deut-
schen Öffentlichkeit für diese europäische Politik ist in
Gefahr, wenn wir den Eindruck erwecken, dass die
Nutznießer dieser Solidarität nicht die Staaten und die
Menschen in den europäischen Staaten sind, sondern Fi-
nanzanleger und Banken. Europäische Solidarität muss
mehr sein. Sie funktioniert auf Dauer nicht ohne Beteili-
gung der Finanzmärkte. Machen Sie deshalb endlich den
Weg für die Finanztransaktionsteuer frei. Sorgen Sie da-
für, dass sie in Europa eingeführt wird. Auch das ist Teil
einer europäischen Solidarität.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Ein letzter Satz aus dem Artikel von Hans-Dietrich
Genscher, der mir ernst ist und der vielleicht in schwieri-
gen Debatten auf dem FDP-Parteitag hilft:

Europa ist unsere Zukunft, eine andere haben wir
nicht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile,

kann ich Ihnen das Ergebnis der Wahl eines Mitglieds
des Parlamentarischen Kontrollgremiums gemäß Art. 45
des Grundgesetzes mitteilen: abgegebene Stimmen 568,
ungültige Stimmen 2, gültig folglich 566 Stimmen. Mit
Ja haben gestimmt 401 Mitglieder des Deutschen Bun-
destages, mit Nein 138. 27 Kolleginnen und Kollegen
haben sich der Stimme enthalten. Damit hat der Kollege
Dr. Hans-Peter Uhl die erforderliche Mehrheit von min-
destens 311 Stimmen nicht nur erreicht, sondern auch
überboten und ist damit gewählt.1) Herzlichen Glück-
wunsch!

1)  Namensverzeichnis der Teilnahme an der Wahl siehe Anlage 2
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nächster Redner ist der Kollege Luksic für die FDP-
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Oliver Luksic (FDP):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Nach Irland nimmt nun auch Portugal die Hilfe des
Euro-Rettungsschirms in Anspruch. Lassen Sie mich
gleich zu Beginn meiner Rede deutlich sagen: Es liegt
im europäischen und im deutschen Interesse, einen un-
kontrollierten Zahlungsausfall Portugals zu verhindern;
denn die Auswirkungen auf die Finanzstabilität der ge-
samten Euro-Zone wären nicht absehbar. Deswegen ist
es richtig, dass wir Verantwortung übernehmen. Herr
Steinmeier, Sie haben eben von Verantwortung und Soli-
darität gesprochen. Aber als es darauf ankam, als es um
den Rettungsschirm für Griechenland ging, haben Sie
und die SPD sich aufgrund der bevorstehenden Wahl in
NRW, also aufgrund innenpolitischer Erwägungen – Sie
kritisieren sonst immer, die Regierung würde so etwas
tun –, enthalten. Deswegen sollte die SPD bei diesem
Thema ganz zurückhaltend sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Dr. Frank-Walter Steinmeier
[SPD]: Sie lernen es nie!)

Die harten Bedingungen des Rettungsschirms erfüllen
ihre Funktion. Es gibt keine Anreize, die Staatsverschul-
dung weiter in die Höhe zu treiben. Der Rettungsschirm
ist die Ultima Ratio. Portugal hat sich lange gesträubt,
unter den Rettungsschirm zu gehen. Das zeigt, dass diese
Konstruktion richtig ist. Der Rettungsschirm ist kein
Selbstbedienungsladen; er ist vielmehr ein Rettungsnetz.
Die Reißfestigkeit dieses Netzes wird von dem betroffe-
nen Land selbst bestimmt. Die europäischen Staaten
spannen das Netz; die Stärke der Seile wird von dem
Land bestimmt, das das Rettungsnetz braucht. Ohne ge-
nügend eigene Anstrengungen, ohne Strukturreformen
und Haushaltskonsolidierung, reißt dieses Netz. Deswe-
gen ist es gut und richtig – das ist Teil der Politik der
Bundesregierung –, dass es auch im Fall von Portugal
die Hilfen nur im Zusammenhang mit einem ehrgeizigen
wirtschaftlichen Anpassungsprogramm gibt, das dazu
beitragen soll, dass Portugal wieder auf eigenen Beinen
stehen kann. Das ist im deutschen Interesse, das ist im
europäischen Interesse. Deshalb müssen wir hier helfen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Portugal wird mit dem Hilfspaket von insgesamt
78 Milliarden Euro zwei Jahre lang von den Finanz-
märkten unabhängig sein. Es hat also Zeit, sich zu
refinanzieren, den Haushalt zu konsolidieren und die
notwendigen Strukturreformen anzugehen. Das Haupt-
problem Portugals ist die mangelnde Wettbewerbsfähig-
keit. Allerdings ist es nur bedingt mit Griechenland und
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Irland vergleichbar; denn Portugal hat ein funktionieren-
des Staatswesen und eine industrielle Basis, auf der man
aufbauen kann. Es kommt jetzt darauf an, die Wettbe-
werbsfähigkeit zu steigern. Deshalb liegt der Schwer-
punkt in dem Anpassungsprogramm auch auf den Struk-
turreformen. Die Bedingungen des Hilfspakets und die
europäische Kontrolle machen dies möglich.

Das Hilfspaket ist kein Selbstzweck, sondern Hilfe
zur Selbsthilfe. Die drei Kernelemente sind: Haushalts-
konsolidierung, eine Strategie für den Finanzsektor mit
Bankenreform und Rekapitalisierung sowie – das ist das
Wichtigste – tief eingreifende und sofort einsetzende
Strukturreformen im Arbeitsmarkt, im Justizsystem, bei
der Infrastruktur und auch im Dienstleistungsbereich.

Die Auflagen der internationalen Gemeinschaft sind
streng. Portugal verpflichtet sich, bis 2013 Einsparungen
in Höhe von 10 Prozent des BIP durchzuführen. Bis
2013 soll das Maastricht-Kriterium wieder eingehalten
werden. Das wird durch die regelmäßige neutrale Über-
prüfung durch IWF, EZB und Kommission vor der Aus-
zahlung weiterer Tranchen garantiert. Ich glaube, in der
deutschen Öffentlichkeit gibt es zu wenig Verständnis
dafür, was das wirklich heißt. Politisch heißt das für Por-
tugal die Aufgabe eines großen Teils politischer Souve-
ränität. Es sind große und schmerzhafte Einschnitte, die
zugemutet werden. Das Programm der neuen Regierung
– wir werden jetzt Wahlen in Portugal haben – wird zu
einem großen Teil durch die Bedingungen des Hilfspa-
kets schon vor dem Koalitionsvertrag festgeschrieben.
Für uns muss aber klar sein: Nur wenn diese Reformen
wirklich umgesetzt werden, wenn die Versprechungen in
Portugal eingelöst werden, kann und darf auch gezahlt
werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das Programm der Regierung ist ambitioniert. Im öf-
fentlichen Dienst in Portugal werden die Löhne einge-
froren. Die Renten werden gekürzt, die Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes wird gesenkt, das Überstundengeld
wird gedeckelt.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Das gefällt 
Ihnen?)

Die Zahl der Rathäuser und Gemeindeverwaltungen
wird verringert. Privatisierungen im Energiebereich, bei
der Post und der Telekommunikation stehen an. Liebe
Kollegen der Linkspartei, es werden auch Steuern er-
höht, um die finanzielle Basis zu stärken. Auch wird der
Finanzsektor reguliert. Deswegen noch einmal, was das
Rettungsnetz angeht: Die Portugiesen haben es selbst in
der Hand, ob das Netz hält oder nicht. Jedenfalls sind die
Leistungen, die sich Portugal vornimmt, sehr ambitio-
niert und ehrgeizig. Davor sollten auch wir im Deut-
schen Bundestag, glaube ich, hohen Respekt haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sagen Sie das mal dem
Schäffler!)
Jetzt kommt es darauf an, dass sich auch die Opposi-
tionsparteien in Portugal an das halten, was angekündigt
wurde. Sie haben dem in einem Brief zugestimmt. Das
ist wichtig und notwendig.

Die EU ist handlungsfähig. Geeignete Instrumente für
den Umgang mit Schuldenstaaten wurden gefunden. Es
muss aber klar sein: Euro-Rettungsschirm und ESM
können nur Notfallmaßnahmen sein. Jetzt ist es umso
wichtiger, die Weichen für die Zukunft zu stellen, damit
es keine Dauerhilfen gibt. Deswegen brauchen wir in
Europa eine Stabilitätskultur und eine marktwirtschaftli-
che Entwicklung der Euro-Länder. Vor allem müssen
Verstöße wirksam sanktioniert werden. Deshalb ist es
umso wichtiger, dass wir bei den Verhandlungen in
Brüssel, die jetzt anstehen, gerade beim Economic-
Governance-Paket dafür sorgen, dass wir die Ursachen
neuer Krisen bekämpfen und nicht nur an den Sympto-
men herumdoktern. Darum muss der Stabilitäts- und
Wachstumspakt so geschärft werden, dass die Mitglied-
staaten ihre Haushalte in Ordnung bringen. Bei Verstö-
ßen müssen früher Sanktionen verhängt werden. Sie
müssen automatisch erfolgen, damit sie auch endlich
einmal angewendet werden. Das ist nämlich das Pro-
blem, das wir in Europa haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zu einer wirksamen Konsolidierung gehören auch die
Aufnahme von Schuldenbremsen in das nationale Recht
der Mitgliedstaaten, die Integration des Euro-Plus-Pakts
in die Rechtstexte, ein europäischer Rahmen für die
Finanzinstitute, die keine Grenzen kennen, eine straffere
Bankenregulierung, Regeln für staatliche Insolvenz und
vor allem – das wird der Hauptknackpunkt der Verhand-
lungen in Brüssel sein – die private Gläubigerbeteiligung
im ESM. Sowohl im Hinblick auf den ESM als auch auf
mögliche weitere Hilfen für Griechenland ist es wichtig,
dies in Brüssel zu verankern. Wir wissen, wie schwierig
das ist, weil sowohl die EZB als auch die Mehrzahl der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union hier große Be-
denken haben. Insofern ist es ein umso größerer Erfolg
der Bundesregierung, dass sie durchgesetzt hat, dass es
mit dem ESM im Rahmen der CACs eine Beteiligung
privater Gläubiger geben wird. Das ist ein Erfolg dieser
Bundesregierung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gestatten Sie mir noch ein Wort zur Parlamentsbetei-
ligung. Diese muss gestärkt werden. Das hat sich auch
im Falle Portugals gezeigt. Die FDP-Bundestagsfraktion
ist der Meinung, dass wir das Parlament durchaus noch
proaktiver informieren können.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sagen Sie das mal Ihrer Regierung!)

Es wird, auch im Hinblick auf den zukünftigen ESM, be-
sonders wichtig sein, dass es für die Auslösung von
Hilfszusagen und Änderungen der Instrumente oder der
Ausleihkapazität einen Parlamentsvorbehalt gibt. Ohne
diesen würde es, wie ich glaube, schwierig sein, einem
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ESM zuzustimmen. Ich bin der festen Überzeugung,
dass die Parlamentsbeteiligung die Regierung nicht
schwächt. Im Gegenteil: Sie stärkt die Regierung bei
Verhandlungen auf europäischer Ebene in Brüssel. Dies
liegt nicht nur im Interesse des Parlaments, sondern auch
im Interesse der Bundesregierung.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Der Kollege Dr. Gregor Gysi ist der nächste Redner

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich finde,

dass wir heute eigentlich eine Regierungserklärung der
Bundeskanzlerin zur Situation sowohl in Griechenland
als auch in Portugal hätten verlangen können und müs-
sen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Michael
Meister [CDU/CSU]: Warum sprechen Sie
denn im Konjunktiv?)

Frau Bundeskanzlerin, auch wenn Sie sich freiwillig in
die letzte Reihe der FDP-Fraktion setzen, ändert dies
nichts daran, dass Sie für das, was dort geschehen ist,
hier rechenschaftspflichtig sind.

Der Weg, den man mit Blick auf Griechenland gegan-
gen ist, ist gescheitert. Dort findet nicht nur ein in jeder
Hinsicht nachvollziehbarer Generalstreik statt. Viel-
mehr sind dort alle Methoden gescheitert, so wie wir es
übrigens von vornherein vorausgesagt haben. Jetzt wen-
den Sie dieselben Methoden bei Portugal an. Das kann
nicht gutgehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Bundesfinanzminister, am Freitag nahmen Sie an
einem Treffen teil. Ein bisschen haben Sie davon erzählt;
aber es war ja in gewisser Weise ein Geheimtreffen. Ich
finde, das Parlament hat einen Anspruch darauf, zu er-
fahren, was die Finanzminister der Euro-Zone dort ver-
einbart haben.

Was Griechenland betrifft, haben Sie gesagt, man
müsse strikte und harte Sparauflagen erteilen, dieser
Weg werde aus der Krise hinausführen. Er hat aber noch
tiefer in die Krise hineingeführt. Wann ziehen Sie daraus
Schlussfolgerungen?

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte, dass unserer Bevölkerung eine Frage be-
antwortet wird: Sind Länder wie Griechenland, Irland
und Portugal in einer Krise, weil die Leute dort faul und
raffgierig sind – so lautet eine immer wieder anklin-
gende rassistische Antwort –, oder hat das, wie wir mei-
nen, ganz andere Ursachen? Darüber muss aufgeklärt
werden. Jeder Staat steht privaten Banken gegenüber.
Diese privaten Banken geben einem Staat gerne Kredite,
und zwar deshalb, weil der Staat ein sicherer Gläubiger
ist, der immer artig die Zinsen zahlt. Dies führt dazu,
dass Staaten immer mehr Kredite aufnehmen. Dadurch
steigt nicht nur die Belastung hinsichtlich der Raten,
sondern auch die Belastung hinsichtlich der Zinsen. Von
Problemstaaten – diese drei Länder sind solche – verlan-
gen die Banken dann immer höhere Zinssätze, sodass es
irgendwann unbezahlbar wird. Dadurch werden alle
Haushalte belastet. Nun stellt sich die Frage: Was kann
man dagegen tun? Ein Mittel wäre, Steuergerechtigkeit
herzustellen. Aber dieser Vorschlag wird niemals ge-
macht, auch nicht in Bezug auf ein anderes Land. Die
Renten sollen gekürzt werden. Aber Steuergerechtigkeit
herzustellen, das wird niemals verlangt. Das ist aber eine
der wichtigsten Voraussetzungen.

(Beifall bei der LINKEN – Oliver Luksic
[FDP]: Das stimmt doch gar nicht! Die Steu-
ern werden in Portugal doch gerade erhöht!)

Apropos FDP: Alle neoliberalen Parteien im Bundes-
tag machen immer wieder das Gegenteil. Sie sagen, die
Steuern müssten gesenkt werden.

(Oliver Luksic [FDP]: In Portugal werden sie 
aber gerade erhöht!)

FDP und Union haben die Vermögensteuer abgeschafft.
SPD und Grüne haben den Spitzensteuersatz der Ein-
kommensteuer von 53 Prozent auf 42 Prozent gesenkt.

(Otto Fricke [FDP]: Wer steht denn gut da? 
Wir oder die?)

Es passiert, wie gesagt, immer das Gegenteil. Irgend-
wann steht man vor einem Problem, Herr Steinmeier:
vor dem Problem, dass man soziale Leistungen plötzlich
nicht mehr bezahlen kann. Dann muss man entweder den
Weg des Sozialabbaus gehen, wie Sie es mit der
Agenda 2010 getan haben, oder man muss sich höher
verschulden.

(Otto Fricke [FDP]: Nein! Wir haben die Steu-
ern gesenkt, und uns geht es gut! Die haben sie
erhöht, und denen geht es schlecht!)

In der Regel passiert übrigens beides zeitgleich: Man
verschuldet sich höher und baut Sozialleistungen ab.
Dieser Weg ist aber falsch; denn wenn die Schulden
wachsen, steigen die Zinslasten weiter. Das heißt, man
ist in einem Teufelskreis. Wenn man Sozialabbau be-
treibt, dann sinken die Steuereinnahmen. Das heißt, auch
das ist keine Lösung, sondern bewirkt nur eine Verschär-
fung des Problems.

Zurück zu Griechenland, Irland und Portugal. Die pri-
vaten Ratingagenturen haben das Recht, Staaten einzu-
schätzen, und zwar gerade dann, wenn die Finanzmärkte
entfesselt sind. Wenn die privaten Ratingagenturen mit-
teilen, dass diese drei Staaten nichts taugen, dann hat das
zur Folge, dass die Zinslasten noch größer werden. Da-
mit wären sie zahlungsunfähig, und es bleibt ihnen kein
anderer Weg, als sich an die Europäische Union und den
Internationalen Währungsfonds zu wenden.
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Man muss aber auch fragen, warum das so ist. Was
müssen denn die Staaten bezahlen? Sie müssen ihre
Schulden bei den privaten Banken abzahlen. Was ist mit
den Auslandsbanken? Die deutschen Banken und Versi-
cherungen haben Forderungen gegenüber Griechenland
und Portugal. Wenn sich unsere Bundesregierung hier
sehr bemüht, dann sollten Sie ehrlicherweise sagen, dass
es Ihnen auch und vordergründig darum geht, dass die
Deutsche Bank und die deutschen Versicherungen alle
ihre Gelder zurückbekommen. Das steckt nämlich da-
hinter.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn die Staaten wirklich pleitegingen – wobei ich mir
nicht vorstellen kann, wie das aussehen soll – –

(Oliver Luksic [FDP]: Sie haben es doch 
hinbekommen!)

– Ja, aber unser Ziel war, dass Sie pleitegehen, und das
ist uns auch einigermaßen gelungen.

(Oliver Luksic [FDP]: Das stimmt sogar! –
Weitere Zurufe von der CDU/CSU und der
FDP)

– Quatschen Sie doch nicht immer so ein dummes Zeug!
Hören Sie zu! Sie können etwas lernen.

(Beifall bei der LINKEN – Lachen bei der
FDP – Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Wirt-
schafts- und Währungsunion infolge der Wie-
dervereinigung!)

Es gibt noch einen anderen Weg. Man könnte einen
Staat per Gesetz entschulden. Das hätte aber zwei Kon-
sequenzen: Zum einen würde man von den Banken nie
wieder Geld geliehen bekommen. Zum anderen würden
auch die deutschen Banken und Versicherungen furcht-
bar darunter leiden.

Ich nenne einmal die Zahlen in Bezug auf Griechen-
land, damit unsere Bevölkerung weiß, worum es geht.
Die Allianz-Versicherung hat gegenüber der griechi-
schen Regierung Forderungen in Höhe von 3,5 Milliar-
den Euro, die Münchener Rückversicherung 2,2 Milliar-
den Euro, die Deutsche Bank 1,6 Milliarden Euro und
die Commerzbank 3 Milliarden Euro. Insgesamt schul-
det der griechische Staat all diesen Einrichtungen
25,4 Milliarden Euro. Das zu sichern, ist die vordringli-
che Aufgabe der Bundesregierung. Das sagen Sie nie,
Herr Schäuble. Ich finde, diese Wahrheit muss auch auf
den Tisch.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt stellt sich die Frage, wie man dieses Problem lö-
sen könnte. Es ist ganz einfach: nur durch das schwedi-
sche Modell. Dann muss man dazu bereit sein, dass alle
großen Privatbanken, ob in Griechenland, Portugal oder
Deutschland, durch die jeweiligen Staaten übernommen
werden. Damit werden die Schulden, Zinslasten etc. re-
guliert.

(Johannes Kahrs [SPD]: Das gab es in der 
DDR schon!)

– Ich weiß, dass die SPD konservativ ist. Als Konserva-
tive können Sie meinetwegen später alles wieder repri-
vatisieren. Die großen Privatbanken nicht zu überneh-
men, ist aber ein gigantischer Fehler.

(Beifall bei der LINKEN)

Was haben Sie denn beschlossen? Nach der Pleite der
Hypo Real Estate in Deutschland haben Sie beschlossen,
die Hypo Real Estate zu übernehmen. Die Große Koali-
tion hat sie verstaatlicht. Das heißt, dass die Bürgerinnen
und Bürger mit ihren Steuergeldern eine Forderung der
Deutschen Bank gegen die Hypo Real Estate bezahlen
mussten. 10 Milliarden Euro aus den Steuergeldern der
Bürgerinnen und Bürger haben wir der Deutschen Bank
gezahlt. Das führte dazu, dass die Deutsche Bank große
Gewinne machte, riesige Dividenden an ihre Großaktio-
näre ausschüttete und Boni an all ihre Ackermänner ver-
teilte. Das ist ungerecht. Hätten wir auch die Deutsche
Bank übernommen, wäre das Ganze nicht passiert.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie lehnen diesen Weg ab. Der Internationale Währungs-
fonds hat aber gerade festgestellt, dass die Banken nach
der Krise noch mächtiger geworden sind, als sie schon
vor der Krise waren.

Was sagen Sie jetzt den betroffenen Ländern? Wel-
chen Weg gehen Sie? Sie sagen erstens, dass diese Län-
der von der EU und vom Internationalen Währungsfonds
Geld gegen höhere Zinsen bekommen. Zweitens sollen
sie öffentliches Eigentum verkaufen. Das können sie al-
lerdings nie mehr zurückkaufen; sie werden diesbezüg-
lich entmündigt. Mein Vorredner hat recht damit, dass
das eine Einschränkung der Souveränität dieser Staaten
bedeutet. Drittens müssen die betroffenen Länder Ren-
ten, Löhne, Sozialleistungen und Investitionen drastisch
senken.

(Oliver Luksic [FDP]: Und die Steuern 
erhöhen!)

Was sind die Folgen? Erstens. Unbeteiligte und Un-
schuldige bezahlen die Krise. Zweitens. Es ist sozial
grob ungerecht. Drittens führen sinkende Einkommen
der Bevölkerung zu sinkenden Steuereinnahmen. Die
sinkende Kaufkraft der Bevölkerung führt zu einer
Schwächung der Binnenwirtschaft. Das wiederum führt
ebenfalls zu sinkenden Steuereinnahmen. Sie haben ei-
nen Teufelskreis organisiert, aus dem Griechenland gar
nicht mehr herauskommen kann. Diesen Teufelskreis
schlagen Sie jetzt auch Portugal vor.

(Beifall bei der LINKEN)

An Griechenland gingen 110 Milliarden Euro. Die
Frage ist: Wie viel soll nun hinzukommen? Dies wurde
vom Bundesfinanzminister nicht beantwortet. An Irland
gingen 85 Milliarden Euro, und an Portugal sollen
78 Milliarden Euro gehen. Aber Portugal ist nicht Irland.
Dort hatten wir keine Immobilienblase. Die Staatsver-
schuldung ist viel geringer. Was sind eigentlich die Pro-
bleme dort? Eine gigantisch hohe Verschuldung, und
zwar sowohl des Staates als auch der privaten Haushalte!
Lassen Sie mich Ihnen zu den privaten Haushalten in
Portugal eine Zahl nennen. Wenn man sämtliche Ein-
kommen eines ganzen Jahres in Portugal addiert – Ren-
ten, Sozialleistungen, kleine Einkünfte, hohe Einkünfte –
und dieser Summe die Verschuldung der privaten Haus-
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halte gegenüberstellt, dann kommt man zu dem Ergeb-
nis, dass die Verschuldung im Vergleich zum gesamten
Jahreseinkommen der portugiesischen Bevölkerung bei
130 Prozent liegt. Wer ist daran schuld? Der deregulierte
private internationale Finanzmarkt! Dagegen machen
Sie gar nichts. Das ist das Problem. Dadurch wachsen
ständig die Zinslasten.

(Beifall bei der LINKEN)

Portugal hat Auslandsschulden in Höhe von
220 Milliarden Euro, gegenüber Deutschland 33 Milliar-
den Euro. Wir haben also ein Eigeninteresse, Portugal zu
helfen. Wir müssen doch nicht immer so tun, als ob das
Ganze altruistisch wäre. Gerade Deutschland ist eben-
falls auf die Hilfe angewiesen. Es gibt aber eine weitere
Ursache. Sie besteht in den harten und unsozialen Spar-
auflagen. Schauen wir uns einmal an, was Sie bisher in
der EU – jetzt kommt noch einiges hinzu – gemacht ha-
ben: Kürzung des Arbeitslosengeldes in Portugal um
20 Prozent, Verkürzung der Bezugszeiten des Arbeitslo-
sengeldes von 36 auf 18 Monate, Gehaltskürzungen im
öffentlichen Dienst um 5 Prozent, Anhebung der Mehr-
wertsteuer auf 25 Prozent, Kürzung der Pensionen. Der
in Portugal gesetzlich geregelte Mindestlohn in Höhe
von 475 Euro pro Monat darf in den nächsten Jahren
nicht mehr erhöht werden. Das alles haben Sie festge-
legt.

(Otto Fricke [FDP]: Wer war das denn?)

– Natürlich hat das die EU festgelegt. Das alles sind die
Auflagen der EU.

(Otto Fricke [FDP]: Aber nicht wir!)

– Die Bundesregierung war aber führend daran beteiligt.
Wenn Sie das nicht mitbekommen haben, tut es mir leid.

Das Problem ist, dass dieser Teufelskreis gar nicht
funktionieren kann. Wenn Sie dafür sorgen, dass der por-
tugiesische Staat immer geringere Steuereinnahmen hat:
Wie soll er denn dann aus der Krise herauskommen? Ich
sage es noch einmal: Es hat in Griechenland nicht funk-
tioniert, und es kann auch in Portugal nicht funktionie-
ren. Nun muss Portugal öffentliches Eigentum im Wert
von 5,3 Milliarden Euro verkaufen. Verkehrsprojekte
und andere Investitionen müssen gestrichen werden.

Wir müssen aber auch die Handelsungleichgewichte
in der Europäischen Union und vor allen Dingen in der
Euro-Zone berücksichtigen. Deutschland hat im März
einen neuen Rekord in seiner Geschichte aufgestellt.
98,3 Milliarden Euro war der Wert dessen, was wir ex-
portiert haben. Ein neuer Rekord! 60 Prozent der Ex-
porte gingen in die Europäische Union.

(Jörg van Essen [FDP]: Wir haben schon eine 
gute Bundesregierung!)

– Aber diese Plusseite Deutschlands ist gleichzeitig die
Negativseite anderer Staaten, auch Portugals.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Ihre einseitige Orientierung am Export wird zu einem
immer größeren Problem. Wodurch ist Ihnen denn dieser
Rekord gelungen? Er ist Ihnen gelungen, weil Sie die
Renten, die Sozialleistungen und die Löhne gekürzt ha-
ben.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege Gysi, ich ahne, dass Ihnen noch vieles

zu diesem Thema einfällt. Aber die Redezeit gibt das
nicht mehr her.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Ich verstehe das, Herr Präsident. Aber ich muss Ihnen

ehrlich sagen: Es sind noch so viele wichtige Dinge, die
ich Ihnen zu sagen habe.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Sie könnten mir das jetzt vertrauensvoll übergeben.

Dann gebe ich Ihnen eine Zusage.

(Heiterkeit)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Es ist bedauerlich, dass Sie das nicht mehr erfahren

werden.

Zum Schluss sage ich nur: Wir müssen vier Schritte
gehen. Wir müssen die Wirtschaft Portugals durch einen
Marshallplan stärken und brauchen dort keine Sozialkür-
zungen und Privatisierungen. Irland, Griechenland und
Portugal brauchen geringere Zinsen. Das sind kurzfris-
tige Dinge. Langfristig brauchen wir ein schwedisches
Modell und endlich die Regulierung der Finanzmärkte
durch Verbot von Hedgefonds, Leerverkäufen und die
Einführung einer Finanztransaktionsteuer. Deutschland
muss seine einseitige Orientierung am Export aufgeben.
Es braucht höhere Löhne, höhere Renten, höhere Sozial-
leistungen, eine höhere Kaufkraft und endlich eine Stär-
kung der Binnenwirtschaft und nicht eine einseitige
Orientierung am Export.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort hat nun der Kollege Jürgen Trittin für die

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Bun-

deskanzlerin, ich habe eine schlechte Nachricht für Sie:

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Dass Sie jetzt 
sprechen!)

Sie müssen mit unserer Unterstützung rechnen.

Gestern im Haushaltsausschuss wollten sich Ihre Ab-
geordneten anfangs einer Formulierung verweigern,
nämlich dass wir das Einvernehmen erteilen, dass Portu-
gal an dieser Stelle geholfen wird.

(Otto Fricke [FDP]: Das stimmt doch gar
nicht! – Norbert Barthle [CDU/CSU]: Wären
Sie dabei gewesen, wüssten Sie es besser! So
ein Unfug!)
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Was sind das in Ihren Reihen für Zustände, dass Dinge,
die Ihr eigener Bundesfinanzminister ausgehandelt hat,
nicht mehr das Einvernehmen der Fraktion finden!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Heute Morgen lese ich, dass sich 19 Abgeordnete aus
Ihren Reihen gegen den Europäischen Stabilisierungs-
mechanismus stellen wollen. Ich kann nur unterstrei-
chen, Frau Bundeskanzlerin: Wenn Sie das hier im Bun-
destag durchbekommen wollen, dann ist es an der Zeit,
dass Sie sich endlich so verhalten wie die österreichische
Regierung auch und diesem Haus den Vertragsentwurf
vorlegen. Das ist das Mindeste, was man hier an Respekt
vor dem Grundgesetz erwarten kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Otto Fricke [FDP]: Das hat
nichts mit Portugal zu tun!)

Es ist richtig, Portugal zu helfen. Wir halten das für
notwendig und für ein Gebot der Solidarität in Europa.
Wenn man das nicht täte, wäre das schlecht für Portugal,
aber auch schlecht für uns. Würden wir den Liquiditäts-
vorteil, den wir und die anderen Zahlenden in diesem
EFSF haben, nicht an Portugal weitergeben

(Otto Fricke [FDP]: Was?)

– ja, wir führen einen Transfer von Liquidität durch; das
ist der Mechanismus, Herr Kollege –, dann würde sich
Portugal Mitte Juni in einer Größenordnung von mindes-
tens 10 Prozent auf den internationalen Kreditmärkten
refinanzieren müssen. Wenn wir all das Richtige, was
hier über die Schwierigkeiten und die Härten des portu-
giesischen Anpassungsprozesses gesagt worden ist, ernst
nehmen, dann kann ich nur sagen: Das ist hart, aber im
Vergleich dazu, dass sie sich sonst mit 10 Prozent refi-
nanzieren müssten, ist das eine vergleichsweise leichte
Übung. Die Sozialkürzungen, die bevorstehen würden,
wenn wir Portugal nicht helfen würden, die möchte ich
mir nicht ausmalen, und da möchte ich auch nicht auf
der Ecke der Linken sitzen, die heute sagt, diese Hilfe
solle nicht gewährt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Portugal ist nicht Irland, und Portugal ist auch nicht
Griechenland. In allen drei Fällen gibt es unterschied-
liche Gründe für die krisenhafte Entwicklung und auch
die Zerrüttung der Staatsfinanzen, die daraus resultiert.

Ich will an dieser Stelle deutlich sagen, das Reform-
programm in Portugal ist ein anderes als das in Irland.
Wir haben es mit einer Finanzierung zu einem Drittel
über Einnahmen, auch Steuererhöhungen, zu tun. Es
werden ermäßigte Körperschaftsteuersätze gemindert,
und es gibt eine Einschränkung von Steuervergünstigun-
gen.

Ich glaube immer noch, dass man darüber streiten
kann, ob das sozial ausgewogen und ökonomisch ver-
nünftig ist. Aber dieses Programm geht wenigstens einen
Schritt in die Richtung, dass man ein Stück daraus ge-
lernt hat, dass man nur mit Sparen und Austerität Länder
nicht aus der Krise holen kann. Man muss sparen, aber
man muss auch investieren; man muss Haushalte sanie-
ren, und man muss die Wettbewerbsfähigkeit stärken,
wenn man aus dieser Krise in Europa rauskommen will.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das ist das, wozu ich von Ihnen, Frau Bundeskanzle-
rin, eine Botschaft völlig vermisse. Sie bewegen sich
nach wie vor in der Logik des Strafens, des Zwingens
und der Austerität. Aber es wird kein Gedanke darauf
verschwendet, in welcher Weise auch und gerade diese
Länder realwirtschaftlich wieder auf einen Kurs ge-
bracht werden können, mit dem ihre Krise tatsächlich
überwunden wird und sie nicht kaputtgespart werden.
Sie haben in meinen Augen kein Konzept für die Über-
windung der Krise.

Ich will da gar nicht die Anträge aus der FDP zitieren.
Mich würde schon mal interessieren, Herr Bundesaußen-
minister, was Sie als jemand, der von Berufs wegen Eu-
ropa verpflichtet ist, in dieser Debatte eigentlich sagen
würden: Stehen Sie dazu, dass wir zur Sicherung Euro-
pas einen gemeinsamen Rettungsschirm brauchen?

(Oliver Luksic [FDP]: Hat er doch zugestan-
den! Haben wir sogar beschlossen!)

Stehen Sie als Außenminister zu der Idee eines gemein-
samen Europas, oder wollen Sie weiterhin die Schäfflers
und anderen Neoliberalen in Ihrem Laden gegen Europa
mobilisieren lassen? Ich vermisse, dass Sie gelegentlich
doch mal zu solch einem Thema außenpolitisch etwas
sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Aber es gibt dabei ja ein weiteres Problem. Sie haben
mit Ihrer Haltung die Krise nicht verkürzt, sondern ver-
längert und verschärft.

(Zuruf der Bundeskanzlerin Angela Merkel)

– Nein, das haben Sie nicht. – Die Bundeskanzlerin
meint, sie hätte sie ausgelöst. Also, davor muss ich sie in
Schutz nehmen. Das haben Sie nicht.

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP)

Aber haben wir nicht dazu beigetragen, dass der Weg aus
dieser Krise länger ist, als es notwendig gewesen wäre?
Haben Sie nicht mit dem Beharren auf bestimmte Zins-
sätze im Solidaritätspakt die Schwierigkeiten dieser
Staaten mit vergrößert?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will diese Fragen in aller Ernsthaftigkeit stellen. Wir
stehen heute vor der Situation, dass Ihnen international
niemand mehr abnimmt, dass es am Ende des Tages
ohne eine Umschuldung Griechenlands gehen wird. Die
meisten Experten sind auch der Auffassung, dass wahr-
scheinlich auch in Irland kein Weg daran vorbeiführt.

(Otto Fricke [FDP]: Und Sie?)

Wir diskutieren heute schon – auch das leugnen Sie na-
türlich – ein neues Paket auch für Griechenland. Das ist
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wahrscheinlich unausweichlich. Aber, Frau Merkel,
wenn das unausweichlich ist: Warum haben Sie nicht
den Mut, sich hier hinzustellen und zu sagen: „Das ist
so, wir müssen dieses Paket und dieses Problem gemein-
sam bewältigen“?

Was machen Sie stattdessen? Sie wiederholen den
Fehler, den Sie schon Irland gegenüber gemacht haben.
Wäre es nicht klüger gewesen, bei Irland mit der glei-
chen Härte darauf zu dringen, dass Irland seine lächerli-
chen Körperschaftsteuersätze anhebt, wie Sie darauf ge-
drängt haben, dass Irland 5,8 Prozent Zinsen auf die
europäischen Kredite bezahlt? Das war die falsche Prio-
ritätensetzung,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

das hat die Krise in Irland ökonomisch verlängert, und es
führt uns in die Nähe der Umschuldung. Das ist das Pro-
blem. Nun wollen Sie den gleichen Fehler im Falle Por-
tugals fortsetzen.

Damit wir uns da nicht missverstehen: Auch ich
glaube, dass es einen bestimmten Aufschlag auf die refi-
nanzierten Kosten geben muss. Der Zinsvorteil kann
nicht vollständig weitergegeben werden, weil wir in ein
Risiko gehen, ein Risiko, das dieses Haus und dieser
Bundeshaushalt im gegebenen Falle mitzutragen haben.
Aber Sie müssen mir doch mal erklären, warum wir,
wenn wir das Geld für den Fonds für 2,7 Prozent auf
dem Kreditmarkt aufnehmen, es an Portugal für
6 Prozent weitergeben wollen, während selbst der Inter-
nationale Währungsfonds nur 3,2 Prozent oder 4,2 Pro-
zent verlangt. Wollen wir Portugal helfen, Frau Bundes-
kanzlerin, oder wollen wir an der Hilfe verdienen?
Wollen wir Portugal abzocken? Das sind doch die Fra-
gen, die sich an dieser Stelle stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich glaube, wir sind in Europa in einer sehr ernsten Si-
tuation. Wir erleben dieser Tage, wie eine kleine, frem-
denfeindliche Partei in Dänemark die gesamten europäi-
schen Bürgerinnen und Bürger als Geisel nimmt und
gegen das Grundrecht auf Freizügigkeit versucht, in Eu-
ropa wieder Grenzkontrollen durchzusetzen. Wir sind in
einer Situation, in der der Zusammenhalt Europas in ei-
ner Weise herausgefordert wird, die wir alle als Europäer
schon lange nicht mehr für möglich gehalten haben.

Wie agiert man in einer solchen Krise? In einer sol-
chen Situation sind doch europäische Überzeugung und
Standfestigkeit das Richtige und nicht das Wegducken
vor solchen Mechanismen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Nicht das Bedienen des Stammtisches, sondern das Be-
kenntnis zu einem gemeinsamen Europa mit seinen
Grundfreiheiten, das ist die Herausforderung.

Dazu gehört auch konsistentes, glaubwürdiges Han-
deln. Deswegen ist es richtig, Portugal zu helfen. Aber
es ist schädlich, ökonomisch kurzsichtig, falsch und kri-
senverlängernd, in dieser Weise zu versuchen, an der
Hilfe zu verdienen. Deswegen müssen Sie dafür sorgen,
dass die Zinssätze an dieser Stelle gesenkt werden. Wir
dürfen nicht mehr verlangen, als selbst der IWF verlangt.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Norbert Barthle ist der nächste Redner für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Norbert Barthle (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Lieber Herr Kollege Trittin, ich will zunächst ein-
mal feststellen: Wären Sie im Haushaltsausschuss dabei
gewesen, hätten Sie zur Kenntnis nehmen dürfen, dass
wir der Bundesregierung, dem Bundesfinanzminister das
Einholen des Einverständnisses sogar vollumfänglich at-
testiert haben;

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ja, aber nach langem Zögern! Machen Sie es
nicht schlimmer!)

das ist schriftlich festgehalten und nachzulesen. Dies ist
deshalb vollumfänglich geschehen, weil der Bundes-
finanzminister schon am Montagabend die Obleute in-
formiert hat. Das hätte er nicht tun müssen; das hat er
freiwillig getan. Ihre Kollegin Hinz war ebenfalls dabei.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ich habe den Bundesfinanzminister gelobt,
aber Sie nicht!)

Die Bundesregierung hat an dieser Stelle alles Notwen-
dige getan.

Auch an die Opposition gerichtet sage ich: Ich finde,
es ist schon kleinkariert, wenn die einzige Kritik, die Sie
zu äußern haben, sich daran festmacht, dass es in den
Reihen der Koalition einige Andersdenkende gibt. Ich
bin überzeugt: Diese Personen gibt es auch bei Ihnen.
Allerdings interessiert das in der Öffentlichkeit momen-
tan niemanden. Wenn das alles ist, was Sie an Kritik zu
äußern haben, dann sind wir ganz gut aufgestellt.

Eines muss man eingestehen: Wir diskutieren nicht
zum ersten Mal über eine Hilfe für ein Euro-Land, das in
Schwierigkeiten geraten ist. Griechenland war der An-
fang; ein Sonderfall bis heute. Ich beteilige mich nicht
an den Spekulationen um Griechenland; da bin ich ganz
beim Bundesfinanzminister. Wir sollten in aller Ruhe ab-
warten, was die Prüfungen durch den IWF, durch die
EZB und die EU-Kommission im Juni ergeben. Danach
sollten wir über weitere Schritte nachdenken, und wir
sollten nicht vorher schon den Teufel an die Wand ma-
len.

Wir haben im Dezember vergangenen Jahres Irland
unter strengen Auflagen unter den Rettungsschirm ge-
holt. Heute klopft Portugal an. Es ist das zweite Euro-
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Land, das – nicht zuletzt zur Reorganisation der Banken-
landschaft und zwecks Wiederherstellung seiner Liqui-
dität – unter den Rettungsschirm schlüpfen möchte. Wir
sind aufgefordert, an dieser Stelle wirksam zu helfen.
Wir kennen die Verfahren. Wir müssen das Rad nicht
neu erfinden. Das hilft uns weiter, soll aber nicht den
Eindruck erwecken, als ob es Routine wäre. Ganz im
Gegenteil: Es gibt ernstzunehmende Fragen, die die
Menschen in diesem Zusammenhang an uns stellen, und
wir greifen diese Fragen auf: Wie soll es weitergehen?
Wann zieht ihr die Reißleine? Gibt es keine Alternati-
ven? Wie schützt ihr die Steuerzahler? Lassen Sie mich
versuchen, einige dieser Fragen zu beantworten.

Wie soll es weitergehen? Zunächst einmal ist der
Euro-Rettungsschirm ein vorübergehender Mechanis-
mus. Deshalb ist es gut und richtig, dass wir die Zeit, die
wir jetzt haben, nutzen, um einen dauerhaften Mechanis-
mus im Rahmen des Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus, ESM, zu verankern. Für uns ist es dabei wichtig,
dass im ESM alle Entscheidungen einstimmig erfolgen,
dass also niemals gegen unsere Interessen entschieden
werden kann. Für uns ist es weiterhin wichtig, dass alle
Hilfen konditioniert erfolgen, sprich: mit Gegenleistun-
gen, entsprechenden Reformen verbunden sind. Außer-
dem ist für uns ganz wichtig, dass die Gläubigerhaftung
in diesem Regelmechanismus verankert wird und dass
damit risikobehaftete Spekulationen nicht zulasten der
Bürger, sprich: der Steuerzahler, stattfinden können.

Zweite Frage: Wann zieht ihr die Reißleine? Auch da-
rauf gibt es eine Antwort. Wenn Euro-Staaten Hilfen be-
antragen, dann gibt es eine ganze Latte von Prüfungen
und Vereinbarungen, insbesondere zu den damit verbun-
denen Auflagen. Wenn diese Regularien den Überprü-
fungen standhalten, ist Hilfe berechtigt.

Wir schenken aber niemandem etwas. Die Wahrneh-
mung der deutschen Öffentlichkeit ist an dieser Stelle
diametral entgegengesetzt zu der Wahrnehmung in den
betroffenen Ländern.

(Otto Fricke [FDP]: Sehr wahr!)

Gerade durch die Demonstrationen in Griechenland wird
dies jetzt wieder augenfällig gezeigt.

Die Euro-Rettung ist deshalb auch im ureigenen deut-
schen Interesse zu betrachten. Wer, wenn nicht wir, pro-
fitiert denn vom Euro? Ich will nur ganz kurz beispiel-
haft benennen: Die Stabilität unserer Währung muss
gesichert werden und ist gesichert. Die Transaktionskos-
ten fallen weg. Allein das macht für die Betroffenen eine
Entlastung von 20 bis 25 Milliarden Euro pro Jahr aus.
Wir haben keine Wechselkursschwankungen. Das gibt
Sicherheit. Wir haben eine hohe Preistransparenz in ganz
Europa. Jeder weiß, was ein Glas Bier in Paris, in Ma-
drid, in Mailand, in Berlin und sonst wo kostet.

(Otto Fricke [FDP]: Es schmeckt nicht überall
gleich! – Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Wo
es gutes bayerisches Bier gibt!)

Durch den gemeinsamen Heimatmarkt – so nenne ich
ihn einmal – gibt es sehr viele individuelle Vorteile, die
ich jetzt gar nicht im Einzelnen erläutern will.
Dritte Frage: Gibt es denn keine Alternativen zu im-
mer neuen Hilfen? Diese Frage wird von den Bürgern
immer wieder gestellt.

Selbstverständlich gibt es auch andere Wege, über die
man nachdenken kann. Wir sind nicht so vermessen, zu
glauben, wir hätten die Weisheit mit Löffeln gefressen.
Es gibt immer wieder ernstzunehmende Experten, die
uns zuhauf gute Ratschläge dafür geben, was man
grundlegend anders machen könnte. Eines muss man an
dieser Stelle aber festhalten: Die sind nicht in der Verant-
wortung. Die Verantwortung für das, was wir machen,
müssen wir übernehmen. Wir müssen uns deshalb sehr
genau überlegen, was wir machen. Das tun wir; denn die
Euro-Rettung ist kein Spielplatz, auf dem es um theoreti-
sche Alternativen geht.

Ich kenne niemanden, der über Alternativen redet und
mir präzise voraussagen kann, was am Ende dabei he-
rauskommt. Das ist das Entscheidende; denn wenn beim
Euro etwas schiefläuft, dann hat dies verheerende Fol-
gen – nicht nur für Deutschland, sondern auch für
Europa und, wenn man so will, für die ganze Welt. Dass
das so ist, kann man daran ablesen, dass der IWF, eine
wirklich internationale Organisation, die EZB und die
EU-Kommission der 27 Mitgliedsländer und nicht nur
der 17 Länder, die den Euro haben, an der jeweiligen
Rettung beteiligt sind, egal, welcher Rettungsmechanis-
mus greift. Alle beteiligen sich an diesen Rettungsmaß-
nahmen. Allein schon dadurch zeigt sich die Bedeutung.

Ich kann deshalb nur davor warnen, über das Szenario
nachzudenken, ein Mitgliedsland aus dem Euro-Raum
oder aus der Währung herauszudrängen. Selbst für Län-
der, die keine gemeinsame Währung haben, ist ein
Staatsbankrott ein Desaster. Noch schlimmer wäre es,
wenn dies in einem gemeinsamen Währungsraum ge-
schehen würde. Die Folgen wären wirklich unbeschreib-
lich.

Jetzt komme ich zur letzten Frage: Wie schützt ihr uns
Steuerzahler? Gerade mit dem, was wir tun, zielen wir
darauf ab, die Steuerzahler zu schützen; denn wir geben
Garantien und keine Haushaltsmittel. Wir geben Sicher-
heiten für Kredite, deren Rückzahlung wir erwarten. Wir
wollen keine Transferunion. Wir wollen keinen europa-
weiten Länderfinanzausgleich. Wir wollen eine starke
Europäische Union mit einer stabilen Währung. Wir
wollen eine europäische Solidarität.

Solidarität setzt Stabilität voraus. Deshalb tun wir al-
les, damit auch Portugal durch die entsprechenden Auf-
lagen zur Stabilität zurückkehrt, und durch Stabilität
wird dann wieder Solidarität erzeugt.

Lassen Sie mich zusammenfassen: Wir kontrollieren
alles, was wir machen, von Anfang an. Wir kontrollieren
dies durch die vierteljährlichen Quartalsberichte auch
während des Verlaufs. Wir kontrollieren an dieser Stelle
nicht nur unsere eigene Regierung, sondern wir schauen
auch aufmerksam, was in den betroffenen europäischen
Ländern geschieht. Damit können wir immer gesichert
sagen, ob jetzt ein weiterer Schritt erfolgen kann oder
auch nicht. Dies prüfen wir regelmäßig.
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In diesem Sinne werben wir um das Vertrauen für un-
seren Weg. Wir sind davon überzeugt: Der Weg, den wir
einschlagen, ist der richtige.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege.

Norbert Barthle (CDU/CSU):
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Carsten Schneider ist der nächste Redner für die SPD-

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Herr Kollege Barthle, Sie haben mit dem Satz geschlos-
sen, dass Sie um das Vertrauen werben – nicht nur des
Bundestages, sondern sicherlich auch der Bevölkerung.
Nun will ich Ihnen zugestehen, dass das Vertrauen der
Bevölkerung in die Stabilisierungsmaßnahmen des Euro
– und nicht nur der Bevölkerung, sondern auch derer, die
uns Geld geben; das sind letztlich die Versicherungen
und Banken –

(Otto Fricke [FDP]: Was?)

entscheidend dafür ist, dass wir dauerhaft eine Stabilisie-
rung der Euro-Zone erreichen. Die Frage ist nur: Wie in-
formieren Sie dieses Parlament seit einem Jahr über alle
die Dinge, die mit dem Euro und der Staatsfinanzie-
rungskrise zusammenhängen?

(Beifall bei der SPD)

Sie informieren häppchenweise. Sie sind Getriebene
der Märkte. Sie sind Getriebene Ihrer eigenen Skepsis in
der Koalition. Es ist ja so, dass Sie in Bezug auf die Zu-
stimmung zu den Maßnahmen für die Stabilisierung des
Zusammenhalts Europas in Ihrer Koalition heftigen Wi-
derstand haben.

(Otto Fricke [FDP]: Ihr macht also mit?)

Schließlich sind es Ihre Mitglieder, die gegen die ver-
schiedenen Maßnahmen vor dem Verfassungsgericht
klagen, und nicht etwa die Opposition.

Das, was Sie hier tun, ist durch Verheimlichen, Trick-
sen und Leugnen gekennzeichnet. Das gilt ganz klar
auch bei dem Punkt Griechenland. Finanzminister
Wolfgang Schäuble hat heute kurz ausgeführt, es gebe
darüber Diskussionen. Darüber gibt es keine Diskussio-
nen, sondern es ist klipp und klar: Griechenland wird mit
den bisher zugesagten 110 Milliarden Euro nicht aus-
kommen. Vorgesehen war, dass Griechenland sich im
Jahr 2012 zum Teil wieder selbstständig am Kapital-
markt refinanziert. Schon jetzt steht fest, dass das nicht
gelingen wird. Deswegen wäre es notwendig gewesen,
heute an dieser Stelle im Deutschen Bundestag darüber
Klarheit zu schaffen, anstatt Geheimtreffen in Luxemburg
zu veranstalten und diese zu leugnen, um dann am
Montag im Ecofin eine Lösung zu präsentieren. Der
Bundestag ist der Ort, an dem so etwas diskutiert werden
muss.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In der Frage der Krisenprävention geht es darum, wie
wir die Stabilität der Euro-Zone hinbekommen. Es geht
doch gar nicht um die Stabilität des Euro. Zu Beginn ha-
ben Sie ja immer gesagt, es gehe um den Euro. Der Euro
steigt und fällt. Das hat relativ wenig damit zu tun.

(Otto Fricke [FDP]: Was?)

Vielmehr geht es darum, ob Länder bankrottgehen und
ob sie in der Euro-Zone bleiben. Damit stellt sich die
Frage, ob es die Europäische Union so, wie sie sich bis-
her erfolgreich entwickelt hat, weiter geben wird. Diese
Frage hängt elementar mit der Haushalts- und Finanz-
politik und letztendlich auch mit einer weiteren koordi-
nierten Wirtschaftspolitik zusammen.

Man muss ganz klar sagen, dass das bisher dazu – ins-
besondere zum Punkt Griechenland – Vorgelegte einfach
nicht überzeugend ist. Es ist ein Leugnen der wirtschaft-
lichen Situation Griechenlands, wenn Sie behaupten,
2013 könnten die Griechen wieder an den Kapitalmarkt
gehen. Das ist eine pure Illusion. Sie können doch nicht
ernsthaft glauben, dass das einem Land möglich ist, das
2013 eine Gesamtverschuldung von 160 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts, der wirtschaftlichen Leistung, aufwei-
sen wird.

Deswegen ist es meines Erachtens klüger, schnell
Schritte zu gehen, die es Griechenland dauerhaft ermög-
lichen, wieder selbstständig zu arbeiten.

(Otto Fricke [FDP]: Welche? Nennen Sie 
einmal welche!)

Diese Schritte sind: Erstens. Die einseitigen Sparpakete
und Austeritätsmaßnahmen, die hier gemacht wurden,
führen nicht zu stärkerem Wirtschaftswachstum. Es ist
richtig, Wirtschaftsreformen durchzuführen. Aber es ist
falsch, auf Investitionen zu verzichten. Das wäre auch
eine Aufgabe der Europäischen Union.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Eine Möglichkeit, den europäischen Mar-
shallplan für die Peripheriestaaten Südosteuropas zu
finanzieren, wäre die Einführung einer Finanztrans-
aktionsteuer. Ich komme darauf noch zurück.

(Oliver Luksic [FDP]: Warum haben Sie das
denn nicht gemacht? Sie waren doch an der
Regierung!)

Drittens: Gläubigerbeteiligung. Was erleben wir mo-
mentan? Sie können derzeit kurzläufige Anleihen Grie-
chenlands kaufen und erzielen bei sechsmonatiger Lauf-
zeit eine Rendite, die zwischen 10 und 13 Prozent pro
Jahr liegt – und das nahezu gefahrlos, weil Sie zugesagt
haben, dass es bis 2013 keinerlei Einschnitte oder Gläu-
bigerbeteiligung gibt. Das heißt, das Kasino ist zurück.
Die deutschen und europäischen Steuerzahler finanzie-
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ren die Gewinne und Renditen von Hedgefonds in die-
sem Land. Das ist das Ergebnis Ihrer Politik.

(Beifall bei der SPD)

Ich meine, dass es an dieser Stelle sinnvoller wäre,
diese Gläubiger, die das Ganze im Übrigen zum Teil
auch schon abgeschrieben und wertberichtigt haben,
auch an den Restrukturierungsmaßnahmen zu beteiligen.
Eine Option, die Sie bei dem kurzfristigen Stabilisie-
rungsmechanismus ausgeschlossen haben, wäre gewe-
sen, das Modell der Brady Bonds, die in Mexiko hervor-
ragend funktioniert haben, zu nutzen, um europäische
Garantien zu geben, aber auch den privaten Gläubigern
ihre Mittel mit einem Kursabschlag zurückzuzahlen, da-
mit sie sich im Rahmen einer Wertberichtigung an der
Konsolidierung beteiligen.

(Beifall bei der SPD)

Das wäre ein Befreiungsschlag gewesen, der Griechen-
land auch geholfen hätte.

Stattdessen erleben wir, dass Sie europaweit isoliert
sind.

(Oliver Luksic [FDP]: Was ist mit Ihrer Ent-
haltung europaweit?)

Sie sind in der Frage der Gläubigerbeteiligung beim
ESM isoliert. Sie haben das zwar mit den Staats- und
Regierungschefs grob vereinbart, aber die halbe Welt ist
dagegen.

Sie sind isoliert in der Frage, wie es mit der Europäi-
schen Zentralbank weitergeht. Herr Sarkozy und Herr
Berlusconi bestimmen mittlerweile, wie die Finanzpoli-
tik in Europa aussieht. Diese beiden bestimmen durch
Auftritte und Festlegungen, wer der neue Chef der Euro-
päischen Zentralbank wird. Ich will klar sagen: Ich habe
nichts gegen Herrn Draghi; ich halte ihn für kompetent.
Aber dass Deutschland keine Rolle mehr bei dieser
wichtigen Personalie spielt und auch sonst in europäi-
schen Institutionen überhaupt nicht mehr vorkommt, ist
auch ein Ergebnis Ihrer Isolationspolitik auf europäi-
scher Ebene.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben den Bundesbankpräsidenten im Regen ste-
hen lassen, als er die verdeckte Staatsfinanzierung in
Form der Aufkaufprogramme der EZB kritisierte. Dies
macht die EZB jetzt so handlungsunfähig und so willfäh-
rig, dass sie jedwede private Gläubigerbeteiligung ab-
lehnt.

(Oliver Luksic [FDP]: Bei der Bankenrettung
hat die SPD auch keine Gläubigerbeteiligung
durchgesetzt!)

Ich will schlussendlich aus einem bemerkenswerten
Artikel von Frau Berschens aus der heutigen Ausgabe
des Handelsblatts zitieren:

Die Kosten der Schuldenkrise werden allein den
Steuerzahlern aufgebürdet – und zwar schleichend.
Zentralbanker und Regierungen setzen darauf, dass
die Bevölkerung die komplexen Zusammenhänge
nicht durchschaut – und brav zahlt. Doch diese
Strategie des Durchwurstelns birgt am Ende das
größte aller systemischen Risiken: den Aufstand
der Bürger gegen die Europäische Währungsunion.

(Otto Fricke [FDP]: Ist Ihnen wieder nichts 
Eigenes eingefallen?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hoffe,
dies geschieht nicht. Allerdings erfüllt es mich mit
Sorge, wenn ich mir Ihre Politik dazu anschaue.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Otto Fricke für die

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Otto Fricke (FDP):
Geschätzter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Für die Stärkung des Vertrauens der
Bürger in Europa, Herr Kollege Schneider, haben Sie mit
Ihrer Rede, wie ich glaube, nichts, aber auch gar nichts
getan. Dafür etwas zu tun, ist aber auch Ihre Aufgabe als
Opposition,

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Widerspruch bei Abgeordneten der SPD)

im Übrigen auch die Aufgabe der Grünen angesichts der
gewachsenen Verantwortung, die sie in diesem Land tra-
gen.

Meine Damen und Herren, als Erstes ein Wort an die
Adresse derjenigen, die der FDP einen europaskepti-
schen Kurs vorgeworfen haben:

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Man muss die Anträge lesen!)

Herr Steinmeier, wenn man auf stabile Währung achtet,
wenn man auf strikte Kriterien achtet, wenn man strikte
Kriterien haben will, damit es in Zukunft in Europa nicht
so läuft wie in der Vergangenheit, dann ist das keine eu-
ropaskeptische Politik, sondern eine Politik zur Stärkung
Europas. Das ist die Aufgabe, die dieses Land, diese Re-
gierung und diese Koalition haben und wahrnehmen
wollen. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will Ihnen auch genau sagen, warum das so ist,
und zwar, ohne dass ich damit einen Vorwurf verbinde,
weil ja alle irgendwie daran beteiligt waren. Angesichts
der Tatsache, dass in Europa in den vergangenen Jahr-
zehnten in nahezu allen Ländern Schulden gemacht wor-
den sind, dann Kriterien aufgeweicht worden sind und
man nicht genau kontrolliert hat, ob sich noch jeder da-
ran hält, kann man doch nur zu einem Ergebnis kommen,
nämlich: Wir müssen besser aufpassen, wir müssen kon-
kret aufpassen, und wir müssen die Dinge machen, die
notwendig sind für einen stabilen Euro.

In diesem Zusammenhang wundere ich mich, dass die
ehemalige rot-grüne Koalition ihre eigene Vergangenheit
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vergessen hat. Ich will sie jetzt einmal loben. Wo stand
denn die Bundesrepublik Deutschland vor sieben Jahren,
also 2004/2005? Sie war der kranke Mann Europas. Das
fing im Jahr 2000 an.

(Joachim Poß [SPD]: Das war schon damals 
Quatsch!)

Langsam wurde es besser. Warum wurde es besser? Wa-
rum gilt denn Deutschland heute in Europa als Kraftzen-
trale? Warum schauen denn nach zehn Jahren auf einmal
alle auf Deutschland und sagen: „Wir brauchen Deutsch-
land als Lokomotive“? Weil wir Reformen gemacht ha-
ben, weil Sie während Ihrer Zeit als Koalition Reformen
gemacht haben, die zwar unangenehm und schwierig
waren und mit Einschnitten einhergingen, aber richtig
waren! Jetzt sagen Sie den Ländern, die diese Reformen
nicht gemacht haben: Macht das mal nicht! Geht nicht
den deutschen Weg! – Fordern Sie doch lieber die Län-
der – Portugal, Griechenland, vielleicht auch Irland und
andere Länder – auf, das zu tun, was Sie während Ihrer
Regierungszeit getan haben, und schlagen Sie sich nicht
mit Enthaltungen und Ähnlichem in die Büsche! Das
würde Ihnen viel besser anstehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Joachim Poß [SPD]: Realitätsverweigerung!
Was reden Sie denn hier?)

Nun auch ein deutliches Wort an die Adresse derjeni-
gen, die meinen, es wäre Deutschland gedient, wenn
man beim Euro nicht hilft. Ich will hier ganz klar und
deutlich sagen: Eine egozentrische Sicht nach dem
Motto „Wir haben unsere Aufgaben gemacht, uns geht
es gut, das war’s“ wird es mit uns nicht geben. Es darf
sie nicht geben. Es ist unsere europäische Verantwor-
tung, unseren Familienmitgliedern in Europa – wir sind
Teil dieser Familie – zu sagen: Ja, wir helfen euch.

(Joachim Poß [SPD]: Wen spricht er denn an?
Der Herr Schäffler sitzt nicht hier, der sitzt da-
hinten!)

– Und Sie sitzen hier und hören einfach einmal zu; das
hilft.

(Joachim Poß [SPD]: Wir führen doch keine 
Gespensterschlachten!)

Was haben Sie denn dagegen, festzustellen, dass wir Teil
der europäischen Familie sind?

(Joachim Poß [SPD]: Wenden Sie sich an die
richtigen Adressaten! Uns müssen Sie nichts
über Europa erzählen!)

Ich hoffe, dass wenigstens das noch auf die Unterstüt-
zung der SPD trifft. Die Unterstützung der FDP hat diese
Aussage jedenfalls.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Was machen 
denn Ihre Parteifreunde gerade?)

Wir haben unsere Exportstärke dem Euro zu verdan-
ken. Wir haben die Stärke an vielen Stellen in unserer
Gesellschaft Europa zu verdanken. Das gilt auch für den
Wirtschaftsaufschwung und die Investitionsfreudigkeit
in Deutschland. Es hat auch etwas damit zu tun, dass der
Wechselkurs des Euro so ist, wie er ist. In Gesprächen
mit Amerikanern und anderen hört man: Die Chinesen
halten ihren Wechselkurs künstlich niedrig. – Auch uns
könnte man die Höhe des Wechselkurses des Euro vor-
werfen. Denn – das will ich den Bürgern klar und deut-
lich sagen – bei welchem Wechselkurs wäre denn zum
Beispiel die D-Mark gegenüber dem Dollar: bei 1,90
oder bei 2? Wir wissen es nicht, aber er wäre wohl weit
höher.

Deswegen kann man sagen: Wir verdanken Europa
sehr viel. Dieser Dank ist Teil unserer Europafreundlich-
keit und unserer Europaverantwortung. Es sind die zwei
Seiten derselben Medaille: Auf der einen Seite sagen wir
unsere Hilfe zu – allerdings nicht so, wie es die SPD
oder die Grünen wollen, und erst recht nicht so, wie es
die Linke will –;

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Das ist aber 
schade!)

auf der anderen Seite knüpfen wir daran konkrete Bedin-
gungen und klare Aussagen. Denn wir wollen das Spiel,
wie es in den letzten zehn Jahren gespielt worden ist,
nicht fortführen.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Es ist ab-
surd!)

Meine Damen und Herren, es geht doch eigentlich da-
rum, dass wir erwarten können und müssen, dass, wenn
wir uns in Europa solidarisch verhalten, die anderen
Länder Europas stabil sind. Herr Schneider, im Zusam-
menhang mit dem, was Sie zu Spekulationen gesagt ha-
ben, will ich eines eindeutig feststellen. Sie haben hier
behauptet, dass man in sechsmonatige griechische An-
leihen gehen könne. Es gibt aber gar keine sechsmonati-
gen griechischen Anleihen mehr.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Das ist die 
Restlaufzeit!)

Sie sind vom Markt; die Laufzeit ist zu Ende. Wir haben
Griechenland an dieser Stelle vom Markt genommen.
Sie scheuen sich davor, zu sagen, wie viel Milliarden der
Steuerzahler noch aufbringen muss, wenn Sie nicht be-
reit sind, sich an Reformprogrammen zu beteiligen,
wenn Sie sich beim EFSF und bei den Griechenland-Hil-
fen enthalten.

(Joachim Poß [SPD]: Was?)

Aufgrund der großen Verantwortung, die Sie haben,
müssen Sie klarstellen, wo Sie bereit sind, mitzumachen,
und an welcher Stelle Sie nur kritisieren und sich in die
Büsche schlagen wollen.

(Joachim Poß [SPD]: Das ist eine Ablenkungs-
debatte, die Sie hier führen, weil der eigene
Laden marode ist!)

Zum letzten Punkt. Im Zusammenhang mit dem Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus, den wir jetzt erarbei-
ten, würde ich der SPD empfehlen, Herrn Sarrazin ein-
mal ein bisschen genauer zuzuhören

(Lachen des Abg. Manfred Zöllmer [SPD])
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– da braucht man nicht zu lachen –, und zwar Herrn
Sarrazin von den Grünen. Arbeiten Sie gemeinsam mit
der Koalition daran – das ist eine Einladung –, dass wir
beim ESM eine gute Parlamentsbeteiligung erreichen.
Ich persönlich kann an dieser Stelle nur sagen: Die bis-
herigen Verfahren beim EFSF reichen nicht aus. Hier
muss mehr Transparenz, mehr Klarheit geschaffen wer-
den. Aber ich will ausdrücklich für dieses Parlament sa-
gen: Wir können uns in Zukunft nicht mehr dahinter ver-
stecken, dass die Dinge auf der Regierungsebene
entschieden werden. Wir müssen auch auf der Parla-
mentsebene regelmäßig und klar sagen, wann und wa-
rum wir unseren europäischen Freunden helfen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat mich nicht überzeugt!)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Ich erteile das Wort dem Kollegen Bartholomäus

Kalb für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wenn wir den Maßnahmen zur Euro-Stabilisie-
rung zustimmen, dann machen wir das mit Sicherheit
nicht leichtfertig. Der Abstimmung gehen sehr intensive
Beratungen voraus. Jeder Einzelne trifft eine Güterabwä-
gung. Wir haben eine Verantwortung, und dieser muss
sich jeder Einzelne stellen. Das gestehe ich jeder Kolle-
gin und jedem Kollegen in diesem Hause zu. Trotzdem
haben wir, wie bereits von den meisten Vorrednern ge-
sagt, die wichtige Verpflichtung, für die Stabilität des
Euros und damit für den gemeinsamen Euro-Raum und
das gemeinsame Europa einzustehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir haben gestern im Haushaltsausschuss sehr lange
und sehr intensiv beraten. Herr Kollege Schneider, da-
rum kann ich Ihre Vorwürfe gegenüber dem Finanz-
minister überhaupt nicht teilen; ich muss sie zurückwei-
sen. Sie haben den Begriff „verheimlichen“ gebraucht
und gesagt, er hätte uns etwas verheimlicht. Der Bundes-
finanzminister Dr. Schäuble hat sich gestern im Haus-
haltsausschuss nicht nur um das gesetzlich vorgesehene
Einvernehmen bemüht, sondern in sehr umfassender und
erstaunlich offener Art und Weise über alle Zusammen-
hänge informiert und alle Fragen beantwortet, die man
normalerweise draußen auf der Straße nicht beantworten
kann. Dafür möchte ich Ihnen, Herr Bundesfinanzminis-
ter, an dieser Stelle ganz herzlich danken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich möchte auf das zurückkommen, was Herr
Steinmeier gesagt hat. Ich meine, hier ist in unzulässiger
Vereinfachung einiges durcheinandergebracht worden,
was die Refinanzierungsbedingungen beim EFSM und
bei der EFSF auf der einen Seite und die Bedeutung von
Staatsanleihen auf der anderen Seite anbelangt. Er hat
sich für Euro-Bonds ausgesprochen. Wir sind ausdrück-
lich dagegen. Die Frage, wie sich die Bundesrepublik
Deutschland refinanziert, ist eine ganz andere Frage als
die, wie sich die anderen Institutionen refinanzieren.

Es ist schon darauf hingewiesen worden, dass EZB,
IWF und Kommission mit den Portugiesen ein sehr ehr-
geiziges Programm ausgearbeitet haben, das die Grund-
lage der Hilfsmaßnahmen bilden wird. Wir werden na-
türlich daran beteiligt sein, entsprechend unserem Anteil
an der EFSF in Höhe von 27 Prozent. Wir begrüßen ganz
ausdrücklich, dass hier ein gemeinsames, ein sehr strin-
gentes Programm mit dem Ziel vorgelegt worden ist, den
portugiesischen Haushalt zu konsolidieren, aber auch die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Portugals zu erhöhen.

In diesem Zusammenhang möchte ich einen Gedan-
ken einbringen. Ich könnte mir schon vorstellen – das ist
eine Aufgabe nicht nur der Euro-Zone, sondern der Eu-
ropäischen Union insgesamt –, dass überprüft wird, ob
die in Rede stehenden Länder, die der Hilfe bedürfen,
mit den zur Verfügung stehenden EU-Mitteln aus den
verschiedenen Programmen umfangreichere Maßnah-
men ergreifen könnten, um ihre wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit stärker zu verbessern, als das bisher der
Fall war. Ein effizienterer Mitteleinsatz wäre hier sicher-
lich angesagt.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: So ist es!)

Vorhin ist von Kollegen darauf hingewiesen worden,
wie bedeutsam die Stabilität des Euro für uns und die ge-
samte Euro-Zone im Hinblick auf unsere Marktsituation,
unsere Wettbewerbssituation und unsere Exportsituation
ist. Ein Kollege hat schon gesagt: Wir Deutschen hatten
in den letzten Jahren Exporte in Höhe von 800 bis
900 Milliarden Euro zu verzeichnen; davon gingen rund
zwei Drittel in den Bereich der Europäischen Union, da-
von wiederum der überwiegende Anteil in den Bereich
der Euro-Zone. Man kann sich also leicht ausmalen, was
die Stabilität des Euro für uns bedeutet. Deswegen sind
diese Maßnahmen auch im deutschen Interesse.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus Zeit-
gründen kann ich auf viele andere Punkte, die angespro-
chen werden müssten, nicht mehr eingehen. Wir sind
insgesamt für den Euro verantwortlich; es müssen nicht
nur die Länder handeln, die jetzt der Hilfe bedürfen. Wir
haben gerade ein nationales Programm grundgesetzlich
verankert – und auf europäischer Ebene vereinbart –, das
der Konsolidierung der Haushalte dient. Die Bundesre-
publik Deutschland hat derzeit eine Verschuldung von
83 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege.

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU):
Insofern müssen auch wir einen gewaltigen Beitrag

leisten, damit wir auf den zulässigen Wert von
60 Prozent zurückkommen. Als größte Wirtschaftsna-
tion in der Euro-Zone ist es nicht unbedeutend, wie wir
uns verhalten und was wir hier tun.
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Präsident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU):
All diese Maßnahmen sind koordiniert vorzunehmen.

Hätte man die Regeln des Maastricht-Vertrags, die Theo
Waigel erarbeitet hat, durchgehend eingehalten und die
Kriterien streng beachtet, dann hätten wir heute manches
Problem nicht zu bewältigen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Michael Meister ist der nächste Redner für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mein Ein-

druck am Ende dieser Debatte ist, dass sie zwar sehr
kontrovers war, es in diesem Haus aber gleichzeitig eine
breite Zustimmung dafür gibt, die notwendige Hilfe für
Portugal unter den genannten Kriterien und Konditionen
zu gewähren und vonseiten des Bundestages ein klares
Signal zu geben, dass wir dies für richtig halten. Das ist
ein bemerkenswertes Signal. Wir machen von unserem
Recht, als Parlament Stellung zu nehmen, heute Ge-
brauch. Ich will sagen: Wir tun das in verantwortlicher
Weise. Deshalb sollte auch niemand Furcht haben, wenn
wir dieses Parlamentsrecht bezogen auf den ESM einfor-
dern. Wir zeigen heute, dass wir mit diesem Instrument
verantwortlich umgehen.

(Jörg van Essen [FDP]: Sehr richtig!)

Dass sich der Deutsche Bundestag in solche Debatten
einschaltet, ist ein Beitrag zur Stärkung des Euro und
nicht eine Infragestellung der Stabilität unserer Wäh-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich plädiere dafür, dass wir, wenn wir den ESM schaf-
fen, im Falle der Aktivierung des ESM eine Beteiligung
des Deutschen Bundestages ausdrücklich vorsehen. Au-
ßerdem sollten wir für den Fall einer Veränderung der
Instrumente des ESM einen Gesetzesvorbehalt schaffen.
Das ist mein Verständnis davon, wie der Deutsche Bun-
destag mit diesen Dingen umgehen sollte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Heute Morgen ist von verschiedenen Kollegen ein
klares Bekenntnis zu Europa eingefordert worden. Ich
glaube, niemand braucht die Unionsfraktion dazu aufzu-
fordern. Ja, wir sind für Europa. Die Frage ist aber doch
nicht, ob wir für Europa sind. Die Frage ist vielmehr, für
welches Europa wir stehen. Herr Steinmeier, stehen wir
für ein Europa, das Prinzipien hat, in dem jeder seine
Verantwortung an seinem Platz wahrnimmt und wo jeder
für das haftet, was er tut, und Eigenverantwortung über-
nimmt?
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Stehen wir für ein Europa, in dem alle erkennen, dass
wir eine gemeinsame Pflicht zur nachhaltigen Stabilität
der Währung haben? Oder heißt „Bekenntnis zu Europa“
Laisser-faire? Heißt es: „Wir sagen Ja, und dann darf je-
der tun, was er will, aber alle müssen die Folgen unver-
antwortlichen Handelns gemeinsam tragen“? Wir stehen
für ein prinzipiengeleitetes Europa. Wir ringen darum,
dass die Prinzipien auch in schweren Zeiten eingehalten
werden. Denn wir benötigen sie für den dauerhaften Er-
halt unserer Wertegemeinschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich will darauf hinweisen, dass in der Regierungszeit
des Bundeskanzlers Gerhard Schröder – damals hat der
heutige Fraktionsvorsitzende der SPD Mitverantwortung
getragen – an zwei Stellen wesentliche Voraussetzungen
dafür geschaffen wurden, dass wir nun in einer schwieri-
gen Lage sind.

(Joachim Poß [SPD]: Quatsch!)

Erstens. Die Aufnahme Griechenlands wurde geneh-
migt, ohne dass die Voraussetzungen erfüllt waren.

(Manfred Zöllmer [SPD]: Sie waren doch auch 
dafür!)

Da wurden Prinzipien verletzt. Das ist das Problem, über
das wir reden: Halten wir Prinzipien ein, oder verletzen
wir Prinzipien?

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Zweitens. Wir als Deutsche haben im Rahmen der
Debatte über den Maastricht-Vertrag nicht, wie wir es
jetzt tun, darum gerungen, ihn zu stärken, um künftige
Krisen zu vermeiden.

(Joachim Poß [SPD]: Waren Sie denn damals 
dagegen?)

Es ist nur ein Beitrag dazu geleistet worden, die Voraus-
setzungen aufzuweichen und uns damit ein Stück weit in
die Krise hineinzuführen. Deshalb sage ich: Wir brau-
chen Prinzipien und müssen auch in schwierigen Zeiten
um diese Prinzipien ringen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es wird immer wieder die Führungsrolle Deutsch-
lands eingefordert. Ich verstehe unter dem Begriff Füh-
rungsrolle nicht – das möchte ich ausdrücklich sagen –,
dass man schaut, wohin alle laufen, und dann versucht,
schneller zu laufen als alle anderen. Ich verstehe unter
dem Begriff Führungsrolle, dass man nachdenkt, in wel-
che Richtung man zu laufen hat. Man muss außerdem
versuchen, in der Diskussion die richtige Richtung vor-
zugeben. An der Stelle möchte ich dem Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble und unserer Bundeskanzle-
rin ein ausdrückliches Lob aussprechen. Denn nicht
jeder führt die Diskussion über die richtige Richtung und
steht dazu, wenn andere etwas leichtfertig damit umge-
hen. Deshalb möchte ich beide sowie die gesamte Regie-
rung bestärken, darum zu ringen, dass wir in die richtige
Richtung gehen und nicht nur schnell laufen. Das sollte
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geschehen, und dahinter sollten wir als Parlament ste-
hen.

Zur Frage der angemessenen Zinsen. Herrn Trittin
sehe ich gerade leider nicht mehr, will aber seine Frage
durchaus aufgreifen. Wir haben ein Jahrzehnt erlebt, in
dem den Ländern, über die wir heute im Wesentlichen
reden – die Peripherieländer –, durch den Beitritt zum
Euro-Raum ohne jegliche Konditionen ein niedriges
Zinsniveau gewährt wurde.

(Arnold Vaatz [CDU/CSU]: So ist es!)

Sie hatten eine riesige ökonomische Chance, ihre Wirt-
schaft, ihren Wohlstand und ihren Arbeitsmarkt durch
niedrige Refinanzierungskosten nach vorne zu bringen.
Sie wurde leider nicht genutzt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es kann doch nicht sein, dass wir denselben Fehler
zweimal machen. Vielmehr müssen wir diesen Ländern
die Chance geben, Zugang zum Kapitalmarkt zu fairen
Konditionen zu haben, indem wir sie durch unsere Hilfs-
aktionen, durch das Programm, dabei unterstützen. Wir
müssen aber auch darauf achten, dass das Ganze wirk-
lich zu einer nachhaltigen Veränderung der Strukturen in
diesen Ländern führt, sodass sie wieder eine Chance ha-
ben, sich dauerhaft selbst am Kapitalmarkt zu finanzie-
ren. Das muss der Weg sein. Es geht nicht, dass nach
Hilfe gerufen, Geld gegeben und eigentlich keine Ver-
antwortung für die Zukunft wahrgenommen wird.

Meine Damen und Herren, ich will die Frage nach
den Alternativen aufgreifen. Herr Schneider, ich habe
viel Kritik gehört, was wo möglicherweise nicht richtig
gemacht wird. Die Frage lautet doch: Wo ist denn der al-
ternative Weg? Als wir vor vier Jahren über die Frage
IKB diskutiert haben, gab es viele, die gesagt haben, wir
sollten keine Banken retten. Als es einige Monate später
zum Zusammenbruch von Lehman Brothers kam, haben
viele gesehen, dass wir bei den Kosten plötzlich über
ganz andere Größenordnungen reden.

Noch sind wir in der Lage, zu überlegen, was die rich-
tigen Schritte sind und wie wir die Situation im Hinblick
auf unser Vorgehen kontrollieren. Wenn das Ganze außer
Kontrolle gerät, wenn wir auf den Finanzmärkten und in
der Wirtschaft über sich entwickelnde Ansteckungsge-
fahren plötzlich in eine unkontrollierbare Lage geraten,
wird das, was wir derzeit als Hilfspakete diskutieren
– der Überzeugung bin ich –, gemessen an den Folge-
kosten dann eher kleine Beträge bedeuten. Darum rate
ich dringend, dass wir zwar kontrovers debattieren und
die Argumente austauschen, dass wir aber nicht nur sa-
gen, was der falsche Weg ist, ohne klar aufzuzeigen, wo
die Alternative ist und welche Folgen sie hat.

Ich glaube, wir müssen dabei die Sorgen der Men-
schen in Deutschland, aber auch in Portugal, Griechen-
land und Irland berücksichtigen. Denn wir müssen die
Menschen überzeugen und dürfen nicht glauben, dass
wir ihnen einfach sagen können, was richtig ist. Nein,
wir müssen sie bei diesem Prozess mitnehmen. Es ist ein
Prozess, den wir für sie durchführen und nicht für uns.
Präsident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege.

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Danke, Herr Präsident. Ich habe mit einem Auge auf

die Uhr gesehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der

Kollege Michael Stübgen für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Michael Stübgen (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden
heute im Kern über die Aktivierung des Rettungsschirms
für Portugal. Keiner von uns hat sich gewünscht, dass
wir dies irgendwann einmal tun müssen. Aber wir haben
vor einem Jahr in diesem Hohen Hause die Vorausset-
zungen dafür geschaffen, dass wir bei Notfällen, wie ak-
tuell in Portugal, in der Lage sind, zu helfen, und zwar
ausreichend und so, dass diese Länder wieder auf den
Wachstums- und Entwicklungspfad zurückkommen kön-
nen.

Ich will nur – es ist schon sehr viel gesagt worden –
ganz kurz auf das Memorandum of Understanding ein-
gehen, das uns seit gestern vorliegt. Das wird die Grund-
lage für die Hilfen sein, die Portugal in den nächsten drei
Jahren empfangen wird. Wenn man sich dieses Memo-
randum genau anschaut, stellt man fest: Es ist deutlich
ausgewogener, als es das für Irland seinerzeit war. Dass
unsere Kritik an jenem Memorandum of Understanding
richtig war, zeigt, dass Irland Nachverhandlungen in die-
ser Frage führt.

Nur ganz kurz ein paar Hinweise: Die Aufteilung,
dass das Konsolidierungsprogramm in Portugal zu zwei
Dritteln auf Ausgabenkürzungen, aber zu einem Drittel
auf Einnahmeverbesserungen beruht, zeigt, dass es aus-
gewogener ist. Die Kürzungen müssen gemacht werden.
Es gibt überhaupt keine andere Möglichkeit. Sie werden
aber nicht bei den geringsten Renten durchgeführt,
ebenso wenig bei den geringsten Löhnen. Dass aber die
Mehrwertsteuer erhöht wird und Ausnahmen bei der Un-
ternehmensteuer abgeschafft werden, ist ein richtiger
Punkt. Ich glaube, dass dieses Konzept tragfähig sein
wird.

Wir wissen, dass es in Portugal im Moment nur eine
amtierende Regierung gibt. Am 5. Juni sind dort Parla-
mentswahlen. Das ist unter diesen Bedingungen eine
ganz schwierige Situation. Ich glaube aber, dass, egal
welche Parteien eine Mehrheit im portugiesischen Parla-
ment stellen, diese in der Lage sein werden, dieses ambi-
tionierte Programm umzusetzen. Wir werden weiter da-
rauf achten, dass das geschieht.

Ich muss Herrn Trittin, der leider nicht mehr anwe-
send ist, an einer Stelle korrigieren, weil er das Memo-
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randum of Understanding offensichtlich nicht richtig
gelesen hat. Die Behauptung, es gäbe bei den deutschen
Finanzierungen einen unseriösen Zinsaufschlag, ist
falsch. Das ist ganz eindeutig geregelt: Bei den Finanzie-
rungskosten soll es einen Aufschlag von 208 Basispunk-
ten geben. Das heißt, die EFSF bekommt einen Auf-
schlag; sie finanziert sich zu ungefähr 3,6 Prozent. Beim
IWF ist es niedriger. Deshalb wird ein niedrigerer Zins
weitergegeben. Das gilt auch für die Europäische Kom-
mission. Dadurch kommen die Zinsunterschiede zu-
stande. Das hat aber nichts mit einem unsolidarischen
Zinsaufschlag zu tun.

Lassen Sie mich in den wenigen Minuten Redezeit,
die ich noch habe, auf ein anderes Thema eingehen, das
heute schon mehrfach angesprochen worden ist. Zurzeit
befinden wir uns in den Verhandlungen zur Einrichtung
des Europäischen Stabilisierungsmechanismus. Darüber
wird in der Bundesregierung, in der Europäischen Kom-
mission und in vielen Ausschüssen unseres Hauses de-
battiert. Unser Ziel ist es, einen dauerhaften Mechanis-
mus zu schaffen. Bei diesem dauerhaften Mechanismus
wollen wir aber Fehler, die wir bei den bisherigen Me-
chanismen erkannt haben, ausschließen. Deshalb unter-
stützt die CDU/CSU-Fraktion ganz nachhaltig das Ziel
der Bundesregierung und insbesondere von Bundes-
minister Schäuble, dass dieser Mechanismus im Fall des
Verlustes der Schuldentragfähigkeit, das heißt der dro-
henden Insolvenz, zwingend die Gläubigerbeteiligung
vorsieht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist bedauerlich, dass wir mit dieser Forderung in fast
allen anderen Euro-Ländern auf extremen Widerstand
stoßen. Diese Auseinandersetzung müssen wir aber füh-
ren und gewinnen; denn sonst wird das kein nachhaltiger
und tragfähiger Konsolidierungsmechanismus werden.

In einem Punkt besteht im Moment noch eine Diffe-
renz zwischen der Auffassung der Bundesregierung und
zumindest den Europapolitikern im Bundestag; auch
darauf will ich kurz eingehen. Es geht um die grundsätz-
liche Frage der Konstruktion des ESM und seiner Zu-
ordnung. Die Bundesregierung hat uns in mehreren
Schriftsätzen mitgeteilt, dass sie davon ausgeht, dass der
Europäische Stabilisierungsmechanismus eine interna-
tionale Finanzorganisation wie IWF, Weltbank etc. sein
soll. Ich glaube, es gibt einige gute Gründe für diese
Auffassung. Ich bin allerdings davon überzeugt, dass
diese Auffassung schlussendlich nicht tragfähig sein
wird. Dazu noch einige kurze Sätze.

Der Europäische Stabilisierungsmechanismus wird
eine europäische Angelegenheit sein. Er wird eine Insti-
tution nach dem europäischen Komplementärrecht sein.
Das sieht man erstens daran, dass wir für die Einrichtung
den europäischen Vertrag ändern müssen. Das wäre
nicht nötig, wenn das eine unabhängige Institution wer-
den würde. Zweitens werden die Europäische Kommis-
sion und die EZB eine ganz herausgehobene Funktion
hinsichtlich der Arbeit des ESM bekommen. Das Euro-
päische Parlament erhält Informationsrechte hinsichtlich
der Arbeit des ESM. Der Europäische Gerichtshof wird
bei Auseinandersetzungen letztinstanzlich entscheiden.
Die Finanzminister der Euro-Länder und nicht von den
Parlamenten gestellte Experten werden der Gouver-
neursrat dieser Einrichtung sein. Deswegen bin ich da-
von überzeugt, dass die Grundlage für die Regelung der
Rechte des Deutschen Bundestages im Zusammenhang
mit dem ESM – Beteiligungs- und Informationsrechte –
der Europa-Artikel des Grundgesetzes, also Art. 23 des
Grundgesetzes, sein muss. Ich bin überzeugt davon, dass
wir uns am Ende darauf einigen werden.

Noch ein Hinweis.

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Lieber Herr Stübgen!

Michael Stübgen (CDU/CSU):
Ich bin gleich fertig. – Wir sollten den ESM anders

als den EFSF und den Griechenland-Fonds mit einer
großen Mehrheit im Bundestag beschließen. Dazu haben
wir jetzt die Chance, und diese sollten wir nutzen. Las-
sen Sie uns dafür arbeiten, dass wir das Gesetzeswerk
am Ende dieses Jahres mit großer Mehrheit beschließen
können!

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und
FDP auf der Drucksache 17/5797. Hierzu liegen mir
neun persönliche Erklärungen zur Abstimmung vor, die
wir dem Protokoll beifügen1).

Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? – Wer
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Ent-
schließungsantrag mehrheitlich angenommen.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Da haben
einige dagegengestimmt von der CDU! – Ge-
genruf des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]:
Bleib ganz ruhig! – Norbert Barthle [CDU/
CSU]: Parlamentarische Grundrechte! Ich weiß
gar nicht, was es da zu sagen gibt!)

– Das ergibt sich ja auch aus den angekündigten Erklä-
rungen zur Abstimmung, die dem Protokoll beigefügt
werden, wie von mir vor der Abstimmung mitgeteilt. An
der mehrheitlichen Zustimmung wird von niemandem
ernsthaft Zweifel angemeldet. Dann halten wir auch das
noch einmal so fest.

Nun stimmen wir über den Entschließungsantrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 17/5798
ab. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? – Wer
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dieser Entschlie-
ßungsantrag ist genauso unzweifelhaft mit Mehrheit ab-
gelehnt.

1) Anlagen 3 bis 5
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Anlage 3

Erklärung n
ach § 31 GO
kann nicht darüber hinwegtä
artige Ad-hoc-Politik langfr
(D)

uschen, dass durch eine der-
istig mehr Vertrauen zerstört
der Abgeordneten Veronika Bellmann (CDU/
CSU) zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag zu der vereinbarten Debatte zum
Hilfsantrag Portugals (Zusatztagesordnungs-
punkt 1)

Ich kann dem vorliegenden Antrag nicht zustimmen.

Den Griechenlandhilfen – Finanz- und Garantieum-
fang für Deutschland 22 Milliarden Euro zuzüglich Zins-
risiken – habe ich am 7. Mai 2010 nur zugestimmt, weil
die Zeit für die Erarbeitung einer in den EU-Verträgen
fehlenden Rechtsgrundlage für ein geordnetes Restruk-
turierungsverfahren/Regeln für Staatsinsolvenzen an-
geblich gefehlt hat.

Den Stabilisierungs- und Gewährleistungsgesetzen
– Anteil Deutschlands 147 Milliarden Euro inklusive zu-
sätzlicher Garantieermächtigungen –, die bereits wenige
Tage nach dem Griechenlandpaket beschlossen wurden,
habe ich nicht zugestimmt, sondern mich der Stimme
wegen schwerer rechtlicher und ökonomischer Beden-
ken enthalten.

Wenn also der temporare Euro-Rettungsschirm mei-
nes Erachtens gegen geltendes EU-Recht verstößt, dann
gilt das logischerweise auch für alle daraus finanzierten
Leistungen. Insofern bestimmt sich mein jetziges Ab-
stimmungsverhalten aus dem Abstimmungsverhalten zu
vorherigen Gesetzen zum Euro-Stabilitätsmechanismus. 

Die Vorstellung, die prekäre finanzielle Situation ein-
zelner Mitgliedstaaten der Euro-Gruppe könne mit Mil-
liardengarantien und Krediten abgewendet und dadurch
der Euro gestärkt werden, halte ich für illusorisch. Auch
das Portugal-Hilfspaket wird die portugiesischen Staats-
finanzen nicht sanieren, sondern vielmehr schwächen.

Selbst die kurzfristige Abschwächung der Spekula-
tions- und Nervositätsdynamik an den Finanzmärkten
und keine echte Stabilisierung erzielt werden kann. Die
Inanspruchnahme des Rettungsschirms durch Portugal
ist ein weiterer Schritt von der Stabilitätsgemeinschaft
der Euro-Zone hin zu einer Schulden-, Haftungs- und
Transfergemeinschaft. Das ist ein weiterer Grund, dass
sich an den Märkten auf Dauer kaum Vertrauen herstel-
len lassen wird.

Wenig vertrauenerweckend ist außerdem, dass es zu-
mindest für die erste Tranche der Zahlungen aus dem
Rettungsschirm keinen eindeutigen Adressaten gibt.
Wenn es den Portugiesen wirklich ernst wäre, dann wür-
den sie schon heute zusichern, dass unmittelbar nach der
Wahl das neue Parlament/die neue Regierung in Sonder-
sitzungen das Auflagenprogramm beschließt. Bisher gibt
es aber nur recht vage Ankündigungen der verschiede-
nen Parteien. Wenn also schon zur begünstigenden
Quelle der Hilfeleistung wenig Stringenz zu erkennen
ist, wie soll es dann erst bei der Durchsetzung der belas-
tenden Auflagen werden? Ein Aufweichen des verlang-
ten Reformkurses – dessen Einzelmaßnahmen sind mei-
nes Erachtens allesamt nicht dual, also nicht gleichzeitig
auf Konsolidierung und Wettbewerbsfähigkeit ausge-
richtet, sondern lediglich politisch kaum durchsetzbare
„Herunterschrumpfungsmaßnahmen“ – ist schon jetzt
vorprogrammiert. Die bereits jetzt eingeräumten Zins-
konzessionen und Streckung der Konsolidierung zeigt,
wohin die Reise gehen wird. Nachverhandlungen und
Nachforderungen in Griechenland und Irland zeigen,
dass die strikte Konditionalität der Hilfsprogramme
Schritt für Schritt verschwinden wird. Sie ist nur weiße
Salbe, um die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten
zur Zustimmung für Hilfspakete zu bewegen. Damit
wird die Währungsunion aber endgültig zur Transfer-
union, und zwar nur, weil manche Regierung der Mit-
gliedstaaten eine Umschuldung/Restrukturierung/Hair-
cut für die Gläubiger mit aller Macht verhindern wollen.
Dabei ist das die einzig vernünftige Lösung und im Übri-
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gen eine weit weniger die Währungsstabilität gefähr-
dende Angelegenheit als ein Austritt von Staaten aus
dem Euro-Raum. Er würde die Marktdisziplin der Euro-
Staaten stärken, einen Neustart ermöglichen und der EU
eine Transferunion weitestgehend ersparen. Insofern ist
das, was wir mit dem Rettungsschirm und den Hilfspa-
keten für einzelne Mitgliedstaaten machen, Insolvenz-
verschleppung, an der ich mich nicht beteiligen möchte.

Deshalb kann ich auch getrost bei meiner Überzeu-
gung bleiben, die ich bereits im Zuge der Verabschie-
dung des Griechenlandpakets geäußert habe, dass die
privaten Gläubiger viel zu wenig am Rettungspaket be-
teiligt wurden.

Auch mit der heutigen Entscheidung hilft Deutsch-
land seinen Konkurrenten am Kapitalmarkt, der die
Hauptlast der Gewährleistung zu tragen hat, sich wieder
billiger zu verschulden. Die europäische Schuldenblase
wird weiter aufgeblasen.

Der temporäre Rettungsschirm, alle Maßnahmen da-
raus, sowie der permanente Rettungsschirm in der vor-
liegenden Form sind die falsche Antwort auf die Krise,
die keine des Euro ist, sondern eine Schulden- und
Strukturkrise mancher Euro-Staaten. Es gibt Alternati-
ven zu diesen angeblich „alternativlosen“ Notstands-
maßnahmen; darin sehe ich mich mit an die 200 namhaf-
ten Wissenschaftlern einig.

Anlage 4

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Alexander Funk, Dr. Peter
Gauweiler, Manfred Kolbe, Klaus-Peter Willsch
und Christian Hirte (alle CDU/CSU) zur Ab-
stimmung über den Entschließungsantrag zu
der vereinbarten Debatte zum Hilfsantrag
Portugals (Zusatztagesordnungspunkt 1)

Mit der Zustimmung zu Kreditbürgschaften für Portu-
gal in Höhe von 78 Milliarden Euro setzt die Bundesre-
gierung ihren nach unserer festen Überzeugung falschen
Weg des Umgangs mit der europäischen Staatsschulden-
krise fort.

In der logischen Konsequenz unserer Ablehnung der
Bürgschaften für Griechenland und Irland, aber auch des
EFSF insgesamt, und unserer massiven Bedenken gegen
die Einrichtung eines dauerhaften Schuldentransferme-
chanismus lehnen wir den Antrag der Bundesregierung
hiermit ab.

Die formaljuristischen und insbesondere makroökono-
mischen Kritikpunkte, die vom Gros der deutschen Volks-
wirtschaftslehre geteilt werden – angefangen von der Aus-
hebelung des Bail-out-Verbotes bis hin zur Aussetzung
markteigener Sanktionsmechanismen (steigende Zins-
spreads, CDS-Anstieg) –, haben wir seit der Griechen-
landbürgschaft im Mai 2010 immer wieder dargelegt.
Indes übertrifft die Verschlimmerung der Schulden-
krise in der europäischen Peripherie und die Geschwin-
digkeit mit der sich die getroffenen Maßnahmen als wei-
testgehend wirkungslos erweisen, selbst unsere
Erwartungen vom Mai 2010: Während wir vor der Ent-
scheidung stehen, Portugal Bürgschaften zu gewähren,
wird schon von neuen „Stabilisierungsmaßnahmen“ für
Griechenland gesprochen.

Das Beispiel Griechenland mahnt uns, unsere Verant-
wortung für die Interessen des deutschen Steuerzahlers
wahrzunehmen und ökonomischen Sachverstand nicht
zugunsten immer neuer Beschwörungen von sogenann-
ter europäischer Solidarität auszublenden. Der Optimis-
mus, mit dem die Anpassungsmaßnahmen in Griechen-
land bei Gewährung der Bürgschaften als aussichtsreich
und realisierbar dargestellt worden sind, ist bereits ein
Jahr später verflogen.

Dies wird sich nach unserer Überzeugung auch in
Portugal wiederholen. Wie könnte es auch anders sein?
Ein weiterer Kapitaltransfer konterkariert gerade jene
Konsolidierungsbemühungen und Anstrengungen zur
Absenkung des Leistungsbilanzdefizits, die zu fördern er
vorgibt. Die betroffenen Länder verlieren Zeit für ihre
notwendige ökonomische Restrukturierung; der angebli-
che Zeitgewinn erweist sich als teuer erkauft durch
Bürgschaften, für die unsere Bürger in Haftung genom-
men werden.

Bei den Hilfsmaßnahmen für Portugal zeigt sich ein
ähnlicher Optimismus in neuem Gewand: Selbst unter
den – sehr günstigen – Basisdaten des vorliegenden
Konzeptes wird die Schuldenquote Portugals von jetzt
93 Prozent des BIP auf 108,6 Prozent im Jahr 2013 an-
steigen. Als Zielprognose für 2040 werden 75 Prozent
erlaubt – immerhin noch 15 Prozentpunkte über der zu-
lässigen Höchstgrenze des Stabilitätspaktes!

Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen portugiesi-
schen Regierungskrise und der völlig offenen Positionie-
rung der portugiesischen Regierung nach den Wahlen
zweifeln wir nicht nur an, dass diese Zielmarken zu einer
Rückgewinnung des verlorenen Marktvertrauens und ei-
ner Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit führen
könnten, sondern auch, dass ihre Erreichung realistisch
ist.

Es mag uns Warnung für alle Verhandlungen im Zu-
sammenhang mit Bürgschaftsübernahmen sein: Die por-
tugiesische Regierung erläutert selbst freimütig und of-
fen, welche Kürzungen und Privatisierungen bis hin zur
Veräußerung der hohen Goldbestände in den Verhand-
lungen vermieden werden konnten.

Für uns und für unsere Verantwortung gegenüber
Deutschland und seinen Bürgern macht es aber einmal
mehr deutlich, dass die Bewältigung des Schuldendesas-
ters der Euro-Peripherie durch Kreditbürgschaften öko-
nomisch fragwürdig und haushälterisch mit hohen Risi-
ken für unser Land verbunden ist.
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Anlage 5

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Frank Schäffler, Jens
Ackermann und Dr. h. c. Jürgen Koppelin (alle
FDP) zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag zu der vereinbarten Debatte zum
Hilfsantrag Portugals (Zusatztagesordnungs-
punkt 1)

Nach denen an Griechenland und Irland soll nun ein
weiterer Milliardenbetrag fließen. Die Portugiesische
Republik hat einen Antrag auf finanzielle Unterstützung
im Rahmen des Europäischen Finanzstabilisierungsme-
chanismus gestellt. Von der angefragten Kreditsumme in
Höhe 78 Milliarden Euro werden 26 Milliarden Euro
durch die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität,
EFSF, zur Verfügung gestellt. Die Kredite sind dabei an
Auflagen geknüpft. Portugal wird einem Anpassungs-
programm unterworfen, das von der EU-Kommission,
dem Internationalen Währungsfonds und der EZB zu-
sammen mit Portugal erstellt worden ist. Portugal soll
seinen Haushalt sanieren und das überbordende Defizit
senken. Zwei Drittel des Defizitabbaus sollen aus der
Verringerung von Ausgaben, ein Drittel aus Steuererhö-
hungen stammen. Man hofft also, dass Portugal seine
Rezession trotz gleichzeitiger Steuererhöhungen über-
windet. Steuererhöhungen in einer Krise waren noch nie
ein Erfolgsrezept für einen Aufschwung. Im Gegenteil
verlängern sie die Rezession. Die Wahrscheinlichkeit,
dass Portugal auf diese Weise zeitplangerecht saniert
wird, ist gering. Der neuerliche Finanzbedarf Griechen-
lands belegt das.

Überdies halten wir uns nicht einmal an unsere eige-
nen Gesetze. § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Übernahme
von Gewährleistungen im Rahmen eines europäischen
Stabilisierungsmechanismus setzt voraus, dass die Über-
nahme von Gewährleistungen nur erfolgen darf, „um die
Gefährdung der Zahlungsfähigkeit des betreffenden Mit-
gliedstaates des Euro-Währungsgebietes abzuwenden.“
Portugal ist überschuldet, nicht zahlungsunfähig! Portu-
gal steckt nicht in einer Liquiditätskrise, sondern in einer
Überschuldungskrise! Auf eine Überschuldungskrise der
Staaten berufen sich fast alle namhaften Ökonomen,
weil sie nur so das institutionelle Scheitern des Euro be-
streiten können. Sie behaupten, statt einer Euro-Krise
hätten wir eine Überschuldungskrise der Staaten, die
ganz leicht in den Griff zu bekommen sei, wenn sich die
Regierungen nur zu einem harten Sparprogramm durch-
ringen könnten.

In Wahrheit hängen Überschuldungskrise und Euro-
Krise zusammen. Unter dem Regime eines Banksys-
tems, das Banken ein die Einlagenhöhe übersteigendes
Kreditvergabevolumen einräumt, gehen der verschwen-
derische Staat und die gewinnorientierten Banken eine
sich gegenseitig befruchtende Verbindung ein. Die Ge-
schäftsbanken kaufen Staatsanleihen mit Mitteln, die sie
sich bei der Zentralbank quasi zum Nulltarif besorgen
können. Die Staaten nehmen dieses Geld von den Ban-
ken gern an. Sie finanzieren damit die vielfältigen Wün-
sche der Interessengruppen. Das wäre nicht möglich,
wenn die Zentralbanken in Kollaboration mit den
Geschäftsbanken nicht Geld aus dem Nichts schöpfen
könnten. Die Schöpfung dieses Scheingelds zur Subven-
tionierung Portugals wird bei uns selbstverständlich zu
stärkerer Inflation führen. Die Verbraucher werden deut-
lich merken, dass sie mit ihren Einkommen weniger
kaufen können als zuvor. Die kalte Progression wird ihr
Übriges tun. Während wir neue Rekorde bei den Steuer-
einnahmen feiern, bezahlt die große Mehrheit aus der
Schicht der Bezieher mittlerer Einkommen die Zeche.

Die Anleihegläubiger werden auf Kosten der Steuer-
zahler gerettet. Die Steuerzahler müssen bluten, während
im Gegenzug die institutionellen Anleger, die auf portu-
giesische Staatsanleihen gesetzt haben, verschont wer-
den. Niemand soll dem Antrag zustimmen und sich spä-
ter über die Steuerlast der Bürger, über ausufernde
Staatsverschuldung und Inflation beklagen. Die Portu-
gal-Subventionierung und ihre Konsequenzen für Staats-
verschuldung und Inflation ist nur möglich durch das
Teilreservesystem. Dass dieses System kein Perpetuum
mobile ist, haben erst Griechenland, dann Irland und nun
Portugal schmerzlich erfahren müssen. Es werden noch
weitere Staaten folgen, wenn wir dem jetzt nicht Einhalt
gebieten.
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